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Einführung

Das Fragenkatalog-Handbuch (Question Bank) wurde vom Projekt der Europäischen Union mit dem Titel  Food Hygiene und Lebensmittelsicherheit in the Baltic Region – Focus on Food erstellt. An dem Projekt nahmen schwedische, deutsche und polnische Kontrollinstitutionen teil, die auf dem Lebensmittelsektor tätig sind. Nach dem Wissensaustausch und dem Auswerten von Erfahrungen haben die Teilnehmer von Focus on Food eine einheitliche, universelle Wissensbasis erarbeitet sowie gemeinsame Anforderungen an die Durchführung von Lebensmittelkontrollen definiert. Die Ergebnisse dieser Arbeit sind in diesem Handbuch dargestellt. Das Fragenkatalog-Handbuch richtet sich in erster Linie an neue Mitarbeiter in der Lebensmittelkontrolle, um ihnen bei der Entwicklung ihrer beruflichen Kompetenz zu helfen. 

1. Allgemeine rechtliche Aspekte der amtlichen Lebensmittelkontrolle
 
Welche europäischen Gesetze und Rechtsakte regeln die Ausübung der amtlichen Lebensmittelkontrolle?

Die grundlegenden Regeln hinsichtlich der Ausübung amtlicher Lebensmittelkontrolle unterliegen folgender EU-Gesetzgebung:

· Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit

· Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz.

 
Welchem Zweck dient die amtliche Lebensmittelkontrolle?
 
Die amtliche Lebensmittelkontrolle soll die Gefahr des menschlichen Konsums von Lebensmitteln minderer gesundheitlicher Qualität ausräumen bzw. ihr vorbeugen und somit die Gesundheit der Verbraucher schützen.

 

Welche Grundsätze gibt es für die amtliche Kontrolle von Lebensmitteln?
 
Amtliche Kontrollen werden ausgeführt:

· regelmäßig und den Gefahren angemessen gemäß Risikoanalyse;

· ohne Ankündigung, auch ad hoc, außer in Fällen von Überprüfungen, in denen eine vorherige Unterrichtung des Betriebes erforderlich ist;

· gemäß den anzuwendenden Verfahrensweisen.

Sollten Mängel festgestellt werden, ist sicherzustellen, dass die kontrollierte Einrichtung Maßnahmen einleitet, um die Mängel abzustellen. Je nach Art des Mangels sind folgende amtliche Schritte möglich:

· Auferlegung hygienischer Verbesserungsmaßnahmen oder andere Verfügungen, die zur Gewährleistung der Lebensmittelsicherheit notwendig erscheinen;

· Einschränkung oder Verbot der Markteinführung der Lebensmittel;

· Rücknahme der Lebensmittel vom Markt;

· teilweise oder vollständige Sperrung oder Schließung des Betriebes für einen angemessenen Zeitraum;

· Aussetzung oder Rücknahme der Betriebszulassung;

· sonstige;

· Einsatz abschreckender und angemessener Sanktionen bei Verstößen gegen das Lebensmittelgesetz.

Welche Verfahren beinhaltet die amtliche Lebensmittelkontrolle?
 
Die amtliche Lebensmittelkontrolle umfasst:

· die Überprüfung aller Eigenkontrollsysteme, die die Betreiber der jeweiligen Einrichtungen nutzen einschließlich aller Ergebnisse, die aus diesen Eigenkontrollen hervorgegangen sind;

· Kontrolle der technischen Prozesse und Rezepte soweit dies für den Schutz von Leben und Gesundheit des Menschen notwendig ist;

· Hygienekontrolle am Personal, das direkt oder indirekt mit Lebensmitteln in Kontakt kommt;

· Kontrolle der technischen und hygienischen Bedingungen in allen Räumen der Einrichtung;

· Einschätzung der Verfahrensweisen der guten Herstellungspraxis (good manufacturing practice – GMP), der guten Hygienepraxis (good hygiene practice – GHP) und HACCP sowie der korrekten Dokumentation hiervon;

· Entnahme kostenloser Proben für Laboruntersuchungen.

 

Welche Schritte können durch die zuständige Behörde eingeleitet werden, wenn ein Betrieb die gesetzlichen Bestimmungen missachtet?

 
Wenn die zuständige Behörde die Verletzung gesetzlicher Bestimmungen feststellt, muss sie durch geeignete Schritte dafür sorgen, dass der Betrieb Abhilfe schafft. Bei der Entscheidung, welche Schritte zu unternehmen sind, hat die zuständige Behörde die Art des Verstoßes zu berücksichtigen sowie ob es ggf. in diesem Betrieb zuvor ähnliche Verstöße gegeben hat. 

Amtliche Schritte können sein:

 
· Auferlegung hygienischer Verbesserungsmaßnahmen oder andere Verfügungen, die notwendig erscheinen, um die Sicherheit von Futter- bzw. Lebensmitteln zu gewährleisten oder um die Einhaltung des Futter- und Lebensmittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz sicherzustellen;

· Einschränkung oder Verbot der Markteinführung, der Einfuhr oder Ausfuhr der Lebensmittel, Futtermittel oder Tiere;

· Überwachung, und, wenn notwendig, Anordnung der Rücknahme der Lebensmittel/Futtermittel vom Markt und/oder ihrer Vernichtung;

· Zulassung der Futter- oder Lebensmittel für andere als die ursprünglich vorgesehenen Zwecke;

· teilweise oder vollständige Sperrung oder Schließung des Betriebes für einen angemessenen Zeitraum;

· Aussetzung oder Rücknahme der Betriebszulassung.

Welche Verordnungen bilden die Grundlage für interne Überprüfungen hinsichtlich amtlicher Kontrollen und was ist der Zweck solcher Überprüfungen?
 
Interne Überprüfungen werden durchgeführt gemäß Artikel 4, Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz.

Zweck der internen Überprüfungen ist es zu verifizieren, dass amtliche Kontrollen hinsichtlich der Lebensmittelgesetzgebung effizient ausgeführt werden, sowie zu verifizieren, ob sie angemessen sind für die Umsetzung der Ziele der anzuwendenden Gesetzgebung und mit dem Mehrjährigen Nationalen Kontrollplan (Multi Annual National Control Plan – MANCP) übereinstimmen.
 

Gibt es Gebühren für die Kontrolltätigkeit?

 
Mitgliedstaaten können Gebühren verlangen, um die Kosten in Verbindung mit amtlicher Kontrolltätigkeit zu decken.
 
Gibt es besondere gesetzliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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In Polen sind die staatliche Sanitärinspektion (Państwowa Inspekcja Sanitarna) und Veterinärbehörde verantwortlich für die Überwachung der Lebensmittelsicherheit und Verbrauchergesundheit. 

 

Die staatliche Sanitärinspektion ist tätig auf Grundlage des Gesetzes zur staatlichen Gesundheitskontrolle vom 14. März 1985 (Gesetzblatt von 2011, Nr. 212, Pos. 1263, in der jeweils geltenden Fassung), und die Veterinärbehörde auf Grundlage des Gesetzes zur Veterinärkontrolle vom 29. April 2004 (Gesetzblatt von 2010, Nr. 112, Pos. 744, in der jeweils geltenden Fassung).
In Übereinstimmung mit dem Gesetz zur Lebensmittelsicherheit und Ernährung vom 25. August 2006 (Gesetzblatt von 2010, Nr. 136, Pos. 914, in der jeweils geltenden Fassung) sind Betriebe, die auf dem Lebensmittelmarkt tätig sind und von der amtlichen Überwachung durch die staatliche Kontrollbehörde erfasst werden, dazu verpflichtet, die Gebühren und Kosten im Zusammenhang mit der amtlichen Lebensmittelüberwachung zu decken:

· falls als Ergebnis dieser Kontrolltätigkeit Verstöße gegen das Lebensmittelgesetz festgestellt werden, einschließlich ggf. notwendiger Tests oder Laboranalysen eingesammelter Lebensmittelproben (oder Materialproben von Gegenständen, die mit Lebensmitteln in Kontakt kommen), um den Verstoß zu bestätigen;

· bei Nachkontrollen zur Überprüfung, ob frühere Verstöße abgestellt wurden;

· in Verbindung mit der Durchführung von Grenzkontrollen zur Lebensmittelsicherheit.

Die Gebühren gelten für Lebensmittelproduzenten oder andere Betriebe, die für Lebensmittelprodukte auf dem Markt verantwortlich sind.

Kontrolleure der staatlichen Sanitärinspektion sind gemäß § 2 und § 3 Pos. 1 der Verordnung des Ministerpräsidenten vom 17. Oktober 2002 (Gesetzblatt Nr. 174, Pos. 1426, in der jeweils geltenden Fassung) dazu ermächtigt, Sanktionen zu verhängen bei Gefährdung von Gesundheit, wie beschrieben in Artikel 111 des Gesetzes vom 20. Mai 1971 - Bagatelldeliktordnung (Gesetzblatt von 2010 Nr. 46, Pos. 275, in der jeweils geltenden Fassung) oder für das Versäumnis, für ordentliche hygienische Bedingungen in Serviceeinrichtungen zu sorgen (Artikel 113 des o.g. Gesetzes); für andere Verstöße werden Strafgebühren verhängt (Artikel 96 § 1 der Bagatelldeliktordnung (Gesetzblatt von 2008, Nr. 133, Pos. 848, in der jeweils geltenden Fassung). Wird gegen zwei oder mehr Vorschriften des Gesetzes (Artikel 9 § 1 Bagatelldeliktordnung) verstoßen, ist die Vorschrift zur Verhängung der härtesten Strafe anzuwenden.
Darüber hinaus sind die staatlichen Kontrollbehörden laut Artikel 103 und 104 des Gesetzes zur Lebensmittelsicherheit und Ernährung vom 25. August 2006 (Gesetzblatt von 2010, Nr. 136, Pos. 914, in der jeweils geltenden Fassung) ermächtigt, für folgende Verstöße Strafen für Betriebe zu verhängen:

· Versäumnis der korrekten Kennzeichnung von:

-
Lebensmitteln, einschließlich der Präsentation in Werbung und Sonderaktionen;

-
Zusatzstoffen;

-
Geschmacks- bzw. Aromastoffen;

· Versäumnis der Rücknahme von Lebensmitteln vom Markt, die für Leben und Gesundheit von Menschen schädlich sind, die verdorben sind oder unecht sind;

· Geschäftstätigkeit in Verbindung mit Lebensmittelproduktion oder -handel ohne Antrag auf Registrierung des Unternehmens bzw. Genehmigung zum Betreiben einer Einrichtung, oder trotz der Ablehnung eines solchen Genehmigungsantrages;

· Produktion oder Vermarktung von Lebensmitteln in nicht genehmigtem Umfang;

· Geschäftstätigkeit in Verbindung mit Lebensmittelproduktion oder -handel trotz einer eingezogenen oder ausgesetzten Genehmigung für die Einrichtung;

· Vermeidung oder Verhinderung der amtlichen Lebensmittelkontrolle.

Die Höhe der zu verhängenden Strafgebühr kann bis zum 30-fachen des durchschnittlichen Monatseinkommens in der Volkswirtschaft des vergangenen Jahres betragen.
Die Mitarbeiter der staatlichen Veterianärbehörde üben Kontrollen auf Grundlage der EU- Verordnungen aus. Bei der Feststellung von Verstößen wird nach Artikel 54 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 gehandelt. 

In Artikel 19 des Gesetzes vom  29. Januar 2004 zur Veterinärbehörde werden die Rechte und Pflichten von sowohl Lebensmittelunternehmer als auch Kontrolleur sowie die Kontrolltätigkeit an sich detailliert beschrieben.

Lebensmittelunternehmern ist gleich an Ort und Stelle eine Strafgebühr zu verhängen bei kleineren Verstößen gegen die Hygiene-Verordnungen wie z.B. bei ungenügender Schutzkleidung.  Unternehmen sind auch verpflichtet, die Kosten der Analyse von Lebensmittelproben zu übernehmen, wenn das Ergebnis der Analyse nicht den Anforderungen der aktuellen Gesetzgebung entspricht. 

Laut Gesetz vom 16. Dezember 2005 zu Lebensmitteln tierischen Ursprungs (Gesetzblatt  von  2006,  Nr. 17, Pos. 127, in der jeweils geltenden Fassung) ist die regionale Veterinärdienststelle ermächtigt, einem Lebensmittelunternehmern durch behördlichen Entscheid  Strafgebühren aufzuerlegen, sollte dieser größere Verstöße gegen das polnische Veterinärrecht oder das europäische Hygiene-Recht begangen haben.  
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Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) in der veröffentlichen Fassung vom 22. August 2011:

Das LFGB ist in Deutschland als Bundesgesetz am 7. September 2005 unter Berücksichtigung der Spezifikationen durch die EU Basis-Verordnung 178/2002 in Kraft getreten. Es stellt seither die Grundlage der deutschen Lebensmittelgesetzgebung dar, mit Lebensmittelsicherheit als oberster Priorität. Es ist gleichzeitig auch die Rechtsgrundlage für  andere Güter, Futtermittel und Kosmetika.

Die Überwachung wird durch die Paragraphen des Abschnitts 7 des LFGB geregelt:

· Paragraph 39: Ermächtigungsklausel für die Behörde hinsichtlich Maßnahmen zur Feststellung und Beseitigung von Verstößen sowie zum Schutz vor Gefahren für die Gesundheit oder vor Täuschung; 

· Paragraph 42: Ermächtigungsklausel für die Behörde hinsichtlich der Durchführung von Überwachungaufgaben; 

· Paragraph 43: Ermächtigungsklausel für die Behörde hinsichtlich der Probenahme; Für Proben, die im Rahmen der amtlichen Überwachung entnommen werden, wird grundsätzlich keine Entschädigung geleistet. 

Sicherheits- und Ordnungsgesetz MV (SOG M – V) in der veröffentlichen Fassung vom 9. Mai 2011.

Das Gesetz enthält die Ermächtigungsklausel für die Lebensmittelkontrollbehörden in Mecklenburg – Vorpommern zur Durchführung allgemeiner Durchsetzungsverfahren. Es regelt die Androhung und Durchsetzung rechtlicher Zwangsmaßnahmen.

Lebensmittelzuständigkeitenlandesverordnung LZustLVO M – V ) vom 1. September 2011: 

Die Zuständigkeit der Lebensmittelüberwachungsbehörde ist in §4 der o.g. Verordnung geregelt.

Andere Rechtsgrundlagen für die Lebensmittelüberwachungsbehörde: 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift über Grundsätze zur Durchführung der amtlichen Überwachung der Einhaltung lebensmittelrechtlicher, weinrechtlicher, futtermittelrechtlicher und tabakrechtlicher Vorschriften – AVVRÜb) vom 3. Juni 2008. 

Veterinärverwaltungskostenverordnung – VetKostVO M-V) vom 17. Dezember 2008: 

Kostendeckende Gebühren werden für folgende Amtshandlugnen in der Lebensmittelkontrolle erhoben:

· Amtshandlungen, für die der Rechtsunterworfene einen besonderen Anlass gegeben hat (Kontrollen und Probenahmen aufgrund von Beschwerden und Überwachung von Rückrufen);

· Anträge auf Zulassung u.ä.;

· Attestierungen/Bescheinigungen für gewerbliche Zwecke;

· Amtshandlungen in der Ante- und Post-mortem-Inspektion;

· Amtshandlungen zur Aufrechterhaltung der Europäischen Zulassung von Einrichtungen.
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Die Kontrollen werden durch Verordnung LIVSFS 2005:5 der Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket) geregelt. Es gibt auch Richtlinien von der Behörde.

Die Gebühren für die amtliche Lebensmittelkontrolle werden durch 2006:1166 der Regierung geregelt. Gebühren werden für die Registrierung und für die Kontrolle erhoben.

Für die Kontrolle zahlen alle Lebensmittelunternehmer eine jährliche Abgabe an die Kontrollbehörde. Diese Abgabe ist abhängig von der Risikoklassifikation, der Größe des Unternehmens und davon, ob das Unternehmen eine Kennzeichnung vornimmt. Die Abgabe hängt außerdem von den Ergebnissen bisheriger Kontrollen ab und ist geringer, wenn es wenige oder keine Beanstandungen gab. Die Abgabe ist entsprechend höher bei größeren oder zahlreicheren Mängeln und wenn die Behörde Sanktionen verhängen musste.

2. Allgemeine Grundsätze für Lebensmittelunternehmer zur Lebens-mittelhygiene 

Welche Gesetze (EG) regeln die grundlegenden Bestimmungen für Lebensmittelunternehmer zur Hygiene von Lebensmitteln?


Die grundlegenden Bestimmungen für Lebensmittelunternehmer zur Hygiene von Lebensmitteln sind in der folgenden Gesetzgebung (EG) spezifiziert:

· Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit;
· Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene;
· Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs.
Was sind die Hauptverpflichtungen der Nahrungs- und Futtermittelunternehmen?

die Hauptverpflichtungen der Nahrungs- und Futtermittelunternehmen sind:

· Sicherheit: Unternehmen dürfen keine unsicheren Nahrungs- oder Futtermittel in den Verkehr bringen;

· Verantwortung:  die Unternehmen sind verantwortlich für die Sicherheit der Nahrungs- und Futtermittel, die sie herstellen, transportieren, lagern oder verkaufen;

· Rückverfolgbarkeit: die Unternehmen müssen in der Lage sein, jegliche Zulieferer und Warenempfänger schnell zu identifizieren;

· Transparenz: die Unternehmen müssen die zuständigen Behörden umgehend informieren, sollten sie Grund zur Annahme haben, dass ihre Nahrungs- oder Futtermittel nicht sicher sind; 

· Notfälle: die Unternehmen müssen umgehend ihre Nahrungs- oder Futtermittel vom Markt nehmen, wenn sie Grund zur Annahme haben, dass diese nicht sicher sind

· Vorbeugung: die Unternehmen müssen die kritischen Punkte in ihrem Prozessablauf ermitteln und konsequent überwachen und sicherstellen, dass Kontrollen an diesen Punkten stattfinden; 

· Zusammenarbeit: die Unternehmen müssen mit den zuständigen Behörden bei den Maßnahmen zur Risikoreduzierung zusammenarbeiten.

Mehr information ist auf der folgenden Internetseite verfügbar:

http://europa.eu.int/comm/dgs/Gesundheit_Verbraucher/foodSicherheit.htm
Gibt es gesonderte Gesetze und rechtliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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Keine nationalen Verordnungen auf diesem Gebiet.

[image: image5.jpg]



· Lebensmittel – und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) vom 24. Juli 2009 

Das Hauptziel dieses Gesetzes ist der Schutz der Gesundheit, der Vorbeugung von Täuschung und die Unterrichtung der Wirtschaftsbeteiligten. Das Gesetz dient auch der Durchführung und Umsetzung der Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union in dieser Angelegenheit. Es enthält zusätzliche Bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 178/2002.

Ein Lebensmittelbetrieb unterliegt der Duldungs-, Mitwirkungs- und Übermittlungspflicht 

im Zusammenhang mit amtlicher Überwachung und Probennahme sowie der Pflicht, Informationen an die Lebensmittelsicherheitbehörde zu übermitteln hinsichtlich der Analyseergebnisse von für die Gesundheit unerwünschten Substanzen. 

· Verordnung zu den Hygienevorschriften für Produktion, Verarbeitung und Inverkehrbringen von Lebensmitteln: Lebensmittelhygiene - Verordnung (LMHV) vom 8. August 2007
Die Verordnung dient sowohl der Regelung spezifischer Lebensmittelhygienefragen als auch der Durchführung und Umsetzung der Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union hinsichtlich des Themas Lebensmittelhygiene.

· Verordnung zu den Hygienevorschriften für Produktion, Verarbeitung und Inverkehrbringen von Lebensmitteln tierischen Ursprungs: Tierische Lebensmittelhygiene - Verordnung
Die Verordnung dient sowohl der Regelung von Fragen zu Produktion, Verarbeitung und Inverkehrbringen spezifischer Lebensmitteln tierischen Ursprungs als auch der Durchführung und Umsetzung der Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union hinsichtlich des Themas Hygiene von Lebensmitteln tierischen Ursprungs.
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Keine nationale Regelung in Schweden.

3.
Anforderungen an Gesundheit und persönliche Hygiene für 

Personal, das mit Lebensmitteln in Kontakt kommt
Wie lauten die Anforderungen?
Die Anforderungen an Gesundheit und persönliche Hygiene für Personal, das mit Lebensmitteln in Kontakt kommt, werden spezifiziert in Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene (Amtsblatt EU L 139 vom 30. April 2004, Seite 1) Anhang II, Kapitel VIII.
Laut o.g. Verordnung muss jede Person, die bei der Arbeit mit Lebensmitteln in Kontakt kommt, einen hohen Hygienestandard halten und angemessene, saubere Kleidung tragen, und, falls erforderlich, Schutzkleidung.
Eine Person, die an einer Krankheit erkrankt ist (oder deren Träger ist), die durch Lebensmittel übertragen werden kann, oder eine Person mit infektiösen Wunden, Hautinfektionen, Entzündungen oder Durchfall darf keine Erlaubnis erhalten, mit Lebensmitteln zu arbeiten oder den Produktionsbereich für Lebensmittel zu betreten, wenn die Gefahr ihrer direkten oder indirekten Kontamination besteht. Jede betroffene Person, die in einem Lebensmittelunternehmen arbeitet oder jemand, der mit Lebensmitteln in Kontakt kommen könnte, muss dem Lebensmittelunternehmer unverzüglich Anzeige ihrer Krankheit oder deren Symptome machen.
Unternehmer, die im Rahmen der guten Hygienepraxis tätig sind, müssen grundlegende Hygieneregeln für ihre Mitarbeiter festlegen. Der Unternehmer ist verpflichtet, seine Mitarbeiter in dieser Hinsicht zu schulen. 
Grundlegende Hygieneanforderungen für Mitarbeiter, die mit Lebensmitteln arbeiten oder mit ihnen in Kontakt kommen:
· ausreichendes Wissen zu den Grundfragen der Hygiene;
· keine persönlichen Gegenstände im Produktionsbereich;
· keine Tätigkeiten, die zur Lebensmittelkontamination führen könnten, z.B. trinken, essen, kauen, rauchen, spucken, husten etc. in Bereichen der Lebensmittelherstsellung oder -verarbeitung;
· saubere Schutzkleidung und angemessene Kopfbedeckung, Stiefel sowie Schutzmasken während der Arbeit mit Lebensmitteln;

· Einhaltung der Hygiene und Sauberkeit (besonders Sauberkeit der Hände), kurze Fingernägel, saubere unbeschädigte Schutzkleidung sowie vollständige Bedeckung von eigener Kleidung und Haaren;
· kein Schmuck, keine Uhren, Haarklammern oder anderen Kleingegenstände, die die Verbrauchersicherheit gefährden könnten, sollten sie in Lebensmittel geraten.
Gibt es rechtliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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Gesetz zu Lebensmittelsicherheit und Ernährung vom 25. August 2006 (Gesetzblatt von  2010, Nr. 136, Pos. 914, in der jeweils geltenden Fassung.)
Artikel 59 Abschnitt 1 schreibt vor, dass Einrichtungen auf dem Lebensmittelsektor die Hygieneanforderungen aus Verordnung Nr.852/2004 erfüllen müssen.

Abschnitt 2 besagt, dass eine Person, die mit Lebensmitteln arbeitet, ein ärztliches Attest für gesundheitlich-epidemiologische Zwecke einholen muss, das belegt, dass für diese Person keine Hinderungsgründe hinsichtlich jeglicher Tätigkeit bestehen, deren Ausführung eine mögliche Infektionsübertragung auf andere bedeuten könnte.
Artikel 10, Abschnitt 1, Pos. 11 verhängt eine Strafgebühr für ein Unternehmen, das trotz Verbotes aus Anhang II Kapitel VIII, Pos. 2 der Verordnung Nr. 852/2004 eine Person beschäftigt, für die gesundheitlich-epidemiologische Hinderungsgründe festgestellt wurden, oder eine Person, für die kein ärztliches Attest eingeholt wurde.  
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Das Infektionsschutzgesetz (IfSG), Teil 8 regelt die Hygieneanforderungen für Mitarbeiter, die mit Lebensmitteln arbeiten.

Abschnitt 42 regelt die mögliche Suspendierung von der Arbeit und Tätigkeitsverbote in der Lebensmittelindustrie im Fall von:

· ansteckenden Magen-Darm-Erkrankungen;

· viraler Hepatitis A und E;

· infektiösen Wunden und Hautverletzungen;

· Personen, die Shigellen, Salmonellen, EHEC  oder Choleravibrionen ausscheiden.

Abschnitt 43 beschreibt die notwendige Belehrung vom Gesundheitsamt und die vom Gesundheitsamt auszustellende Bescheinigung: Bevor eine neue Person eingestellt werden kann, muss der Unternehmer kontrollieren, ob der zukünftige Mitarbeiter die entsprechende Belehrung vom Gesundheitsamt bekommen hat. Der Unternehmer ist auch dafür verantwortlich, weitere Belehrungen im Unternehmen zu geben, und muss darüber hinaus die Befolgung von Abschnitt 42 (Tätigkeitsverbote) gewährleisten und den Mitarbeiter bei Infektionsverdacht entsprechend von der Arbeit suspendieren.
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Keine national Gesetzgebung hierzu vorhanden

4. 
Eigenkontrollsysteme in Einrichtungen (GHP, GMP, HACCP)
Was ist HACCP?

HACCP (Hazard Analysis and Critical Control Points)  – Gefahrenanalyse und kritische Kontrollpunkte ist ein System, das Gefahren für die Lebensmittelsicherheit definiert, bewertet und unkontrolliert.
Der Codex Alimentarius definiert das HACCP-System als ein System, das bedeutende Gefahren für die Lebensmittelsicherheit:
· ermittelt;

· einschätzt;

· kontrolliert (meistert).
Das System beruht auf der Analyse aller Gefahren, sowohl biologische (besonders mikrobiologische), physikalische als auch chemische, die zu einer Beeinträchtigung der gesundheitlichen Qualität von produzierten Lebensmitteln führen könnten, und bestimmt, welche Punkte einer jeden Produktionsstufe kritisch sind für die gesundheitliche Sicherheit des Endproduktes. 

Die Hauptsäulen des HACCP-Systems sind:

· Gefahren zu ermitteln, die eintreten können;
· ihre Bedeutung einzuschätzen;
· das Risiko (die Wahrscheinlichkeit) ihres Eintretens zu bewerten;

· Methoden zu entwickeln, um sie zu reduzieren.

Welche EU-Verordnungen beziehen sich auf das HACCP-System?

Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene Artikel 5 Abschnitt 1 verlangt von Lebensmittelunternehmen, ein oder mehrere ständige Verfahren, die auf den HACCP-Grundsätzen beruhen, einzurichten, durchzuführen und aufrechtzuerhalten. Abschnitt 1 gilt nur für Lebensmittelunternehmer, die in irgendeiner Prozessstufe der Produktion, Verarbeitung oder Verteilung von Lebensmitteln nach der Primärproduktion beteiligt sind.  In Artikel 5 Abschnitt 2 werden die Grundsätze von HACCP genannt.

Müssen alle Betriebe das HACCP-System in vollem Umfang umsetzen?

Verordnung Nr. 852/2004 bietet einen flexiblen Ansatz in der Durchführung des HACCP-Systems, abhängig von der Größe der Betriebsstätte sowie Art und Umfang ihrer Tätigkeit. Informationen hierzu sind auch auf der Internetseite der Europäischen Kommission verfügbar im Dokument mit dem Titel „Leitfaden für die Umsetzung von HACCP-gestützten Verfahren und zur Erleichterung der Umsetzung der HACCP-Grundsätze in bestimmten Lebensmittelunternehmen“.


Die HACCP-Anforderungen müssen die Grundsätze des Codex Alimentarius berücksichtigen. Sie müssen genügend Flexibilität ermöglichen, um in allen Situationen anwendbar zu sein, auch von kleinen Betrieben. Es ist insbesondere notwendig anzuerkennen, dass in bestimmten Lebensmittelunternehmen keine kritischen Kontrollpunkte bestimmt werden können, und dass in einigen Fällen die gute Hygienepraxis die Überwachung kritischer Kontrollpunkte ersetzen kann. Auch bedeutet die Anforderung zur Einrichtung `kritischer Eingreifgrenzen´ nicht, dass in jedem Fall ein numerischer Grenzwert bestimmt werden muss. Im Weiteren muss die Anforderung, Dokumente aufzubewahren, flexibel gehandhabt werden, um eine übermäßige Belastung für sehr kleine Unternehmen zu vermeiden.
Was ist GHP?

GHP (Good Hygiene Practices) – Gute Hygienepraxis – umfasst alle notwendigen Maßnahmen und die Erfüllung aller hygienischen Voraussetzungen in jeder Stufe des Produktions- und Verteilungsprozesses, um Lebensmittelsicherheit zu gewährleisten.
Was ist GMP?

GMP (Good Manufacturing Practices) – Gute Herstellungspraxis – bezeichnet alle notwendigen Maßnahmen und die Erfüllung aller Voraussetzungen, damit die Nahrungsmittelproduktion so ablaufen kann, dass die entsprechende gesundheitliche Qualität der produzierten Lebensmittel gewährleistet ist und dass dies in Übereinstimmung mit ihrem beabsichtigten Zweck geschieht.
Was sind die Hauptbereiche von GHP / GMP?

Die Hauptbereiche von GHP / GMP sind:
· sanitär-hygienischer Zustand einer Betriebsstätte oder Einrichtung und ihrer Umgebung;
· Funktionalität und Lage ihrer Räumlichkeiten/ihres Geländes;

· Maschinen und Ausstattung und ihre Bedienung;

· Kontrolle und Bemessung der Ausstattung;
· Reinigungs- und Desinfektionsprozesse;

· Hygiene und Personalgesundheit;

· Qualifikation des Personals;

· Ungezieferschutz;

· gesundheitliche Qualität des Wassers;

· Entsorgung von Müll und Abwasser;

· Qualität von Rohstoffen und Hilfsmaterialien;
· Lagerung von Lebensmitteln (Rohstoffe und Endprodukte);
· Ablauf technischer Prozesse und Kontrolle von Lebensmittelsicherheitspunkten und Verfahrensparametern, die bedeutsam sind für Lebensmittelqualität und -sicherheit;

· Kennzeichnung der Endprodukte;
· Bedingungen des Lebensmitteltransportes;

· Organisation der Arbeit;
· Aufzeichnungen und Dokumentation.

Was ist eine amtliche Kontrolle von GHP/GMP-Grundsätzen?

Die Kontrolle von GHP/GMP-Grundsätzen in der Herstellung und Verteilung von Lebensmitteln beinhaltet die Bewertung ihrer korrekten Durchführung in allen Bereichen, in denen Hygieneregeln gelten. Der Zweck der Kontrolle ist es zu überprüfen, ob der jeweilige Unternehmer konkrete Aktionen zur Aufrechterhaltung der Hygiene unternimmt und ob diese Aktionen effektiv und effizient sind und ordentlich durchgeführt werden.
Was ist die amtliche Kontrolle des HACCP-Systems?

In der Praxis beschränkt sich die Kontrolle der Durchführung des HACCP-Systems in einem Betrieb auf die Begutachtung der Umsetzung der Grundsäulen des HACCP-Systems und auf die Bewertung der Dokumentation des HACCP-Systems.
Gibt es rechtliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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Das Gesetz zur Lebensmittelsicherheit und Ernährung vom 25. August 2006, Artikel 100, Abschnitt 1, Pos. 8 verhängt eine Strafgebühr für Unternehmer, die die Verfahren auf Grundlage des HACCP-Systems gemäß Art. 5 der Verordnung Nr.852/2004 nicht umsetzen oder die Bestimmungen aus Art. 59, Abschnitt 1 nicht befolgen, nach denen Lebensmittelunternehmen sich den Hygieneanforderungen für Einrichtungen aus Verordnung Nr. 852/2004 verpflichten müssen. 
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Viele Berufsverbände haben Branchenrichtlinien für die praktische Umsetzung der guten Hygienepraxis. Ihr Ziel ist es, Betrieben dabei zu helfen, die Anforderungen des Lebensmittelrechtes umzusetzen. Diese Richtlinien beschreiben alle relevanten Aspekte einer standort-spezifischen selbstkontrollierten Anwendung der HACCP-Grundsätze und nennen klare Hygieneanforderungen. Es gibt nationale Richtlinien für gute Praxis gemäß Kapitel III, Artikel 7 und Artikel 8 der Europäischen Verordnung (EG) Nr. 852/2004 über Lebensmittelhygiene (anerkannt durch die Europäische Kommission). 

Die üblichen Richtlinien stellen keinen neuen Rechtsrahmen dar. Sie haben den Status eines Sachverständigengutachtens, auch im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung.
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Es gibt Richtlinien in einigen Sektoren, z.B. Bäckereien, Fischfabriken und Läden.

5. 
Lebensmittelkonservierung
Was ist Konservierung von Lebensmitteln?

Die Konservierung von Lebensmitteln meint verschiedene Verarbeitungs- und Lagerungsweisen, deren Zweck es ist, die Lebensdauer von Lebensmitteln zu verlängern.
Was ist das Ziel der Lebensmittelkonservierung?
· das mikrobiologische Wachstum in Rohstoffen oder Halbfertigwaren abzutöten oder zu unterbinden und sie vor einer Neuinfektion zu schützen;
· vor mechanischer Kontamination zu schützen;
· chemische Veränderungen zu unterbinden, wie z.B. die Selbstoxidation von Fetten, die Oxidation von Vitaminen, die nicht-enzymatische Bräunung;
· physikalischen Veränderungen entgegenzuwirken, wie z.B. Verklumpung, Gelierung, Verhärtung, Schichtablösung und anderen Veränderungen in der Struktur oder Konsistenz von Lebensmitteln.
Was sind die Methoden der Lebensmittelkonservierung?
Physikalische Methoden
Diese beruhen auf physikalische Vorgänge oder auf den Einsatz von Substanzen, die den osmotischen Druck erhöhen und häufige Zutaten in Lebensmitteln sind (Salz, Zucker). Die Konservierung von Lebensmitteln durch physikalische Methoden geschieht durch Verarbeitung bei niedrigen und hohen Temperaturen, durch Trocknung, Einsalzen oder Einzuckern.

KONSERVIERUNG BEI NIEDRIGEN TEMPERATUREN:

-
Kühlung – Einsatz von Temperaturen im Bereich von 10°C bis 0°C;

· Einfrieren – Schnellkühlung des Produkts auf Temperaturen zwischen -20°C und -40°C und Einhaltung einer Temperatur von unter -18° C während der gesamten Lagerzeit;

KONSERVIERUNG BEI HOHEN TEMPERATUREN:
· Pasteurisieren– Erhitzen auf eine Temperatur bis 100°C (i.d.R. 65-85°C);

· Sterilisieren – Erhitzen des Produkts auf meistens 100-121°C;
· Wärmebehandlung (Thermisierung) – ein milderer Prozess als das Pasteurisieren, d.h. Erwärmung von flüssigen Lebensmitteln für etwa 15 Sekunden auf 55-65°C.
KONSERVIERUNG DURCH TROCKNEN:
Trocknen von Erzeugnissen oder Reduktion ihres Wassergehalts auf 15% oder noch weniger (1-3%). Rohstoffe können auf verschiedene Weisen getrocknet werden, z.B.:
-
Verdichten: der teilweise Entzug von Wasser aus flüssigen Körpern, Reduktion des 


Wassergehalts i.d.R. auf etwa 30%;

· Gefriertrocknen: Trocknen durch Sublimation von Eis, d.h. Übergang von Wasser unter geringerem Druck vom festen direkt in den gasförmigen Zustand (ohne Flüssigphase).
OSMOAKTIVE METHODEN: 

Diese Methoden beinhalten die Zugabe von Lebensmittelsubstanzen, die den osmotischen Druck erhöhen. Hierfür werden Zucker (Sukrose) und Salz (Natriumklorid) verwendet.
· Konservierung durch Einsalzen – der Konservierungseffekt von großen Salzmengen (12-16%) beruht auf der Trocknung der Umgebung wie auch der mikrobiellen Zellen und geht einher mit der Erhöhung des osmostischen Drucks in den Zellen, was dem Wachstum der Mikroflora vorbeugt;
· Konservierung durch erhöhte Zuckerkonzentration: eine Zuckerkonzentration von über 60% führt zu einer starken Erhöhung des osmotischen Drucks und trocknet die Zellen von  Mikroorganismen (wie beim Einsalzen).

Chemische Methoden
Diese beruhen auf der Zugabe von Substanzen, die in kleinen Mengen Mikroorganismen zerstören oder ihr Wachstum in verarbeiteten Lebensmitteln unterbinden und dabei weder den Geschmack noch den Geruch des Endproduktes beeinflussen oder schädlich für die Verbrauchergesundheit sind.
· Konservierung durch chemische Konservierungsstoffe in kleinen Dosen;

· Konservierung durch organische Säuren – das Konservierungsmittel in eingelegtem/gesäuertem Obst und Gemüse ist die Essigsäure, die  verarbeiteten Lebensmitteln zugesetzt wird, meist verbunden mit etwas Milchsäure. Die Säurekonzentration in milden Marinaden liegt bei 0,45-0,80%, in pikanten bei 1-1,5%, und scharfen Marinaden bis zu 3%;
· Konservierung durch anorganische Säuren – der Einsatz anorganischer Säuren ist sehr begrenzt. In der Praxis ist er begrenzt auf das Säuern und wird daher genutzt für  die Konservierung verschiedener Brausen, Erfrischungsgetränke und Sprudelgetränke durch die Zugabe von Phosphorsäure oder Kohlensäure;

· Räuchern: eine besondere Konservierungsart für Fleisch, wobei das Produkt der Hitze und den Chemikalien des Rauchs ausgesetzt wird, die bei der Verbrennung von Holz entstehen. Die Phenole und Aldehyde des Rauchs verlangsamen die Autolyseprozesse des Produkts und haben einen bakteriellen Effekt auf die Mikroflora. Während des Räucherns  trocknet die Oberfläche des Produkts aus und die Teile des Rauchs haften daran an, was eine stark gesättigte Schicht mit intensiver Farbe, intensivem Geruch und Glanz mit sich bringt. Aus technischer Sicht gibt es die Unterschiedung zwischen Kalträuchern bei 16-22°C, Warmräuchern bei 22-40°C, und Heizräuchern bei 45°C;
· Pökeln: ein Konservierungseffekt, der durch die Behandlung von Fleisch mit einer Pökelmischung resultiert, die aus Salznitraten und -nitriten, Zucker, Ascorbinsäure und anderen Zutaten besteht.  

Biologische Methoden
Silage – der Konservierungseffekt in der Silage entsteht durch Milchsäure, die durch Milchsäurenbakterien aus dem im Produkt enthaltenen Zucker hergestellt wird. Zusätzlich zu den Milchsäurenbakterien sind auch andere Bakterien und Hefen in der Silage enhalten, die  Alkohol produzieren. Die Haltbarkeit von gesäuerten Produkten wird bei einem pH-Wert von unter 3,5 erreicht und einem Gesamtsäuregrad von 1-1,8%. Die aus der Gärung entstehende Milchsäure schützt das Produkt vor Fäulnis, jedoch nicht vor Schimmel.

Unkonventionelle Methoden und kombinierte Methoden
Unkonventionelle Methoden der Lebensmittelkonservierung: Diese Methoden sind ungewöhnlich, meist neuartig und erfordern modernste Ausstattung, z.B.:


-
ionisierende Bestrahlung;

· ultraviolette Bestrahlung;

· Tonvibration und Überschallvibration;
· hoher hydrostatischer Druck (high hydrostatic pressure - HHP);
· pulsierendes magnetisches Feld;
· pulsierendes elektrisches Feld;

· pulsierendes Licht.

Verbundene oder kombinierte Methoden der Lebensmittelkonservierung sind Methoden (Verfahren), bei denen mehr als ein Konservierungsfaktor zum Einsatz kommt (kühlen, erhitzen, trocknen, säuern etc.), wobei diese Faktoren gleichzeitig oder aufeinander folgend wirken können oder auch als weitere Sperre dienen können, um schädlicher Einwirkung durch Mikroorganismen oder anderen Schadensfaktoren entgegenzuwirken. Kombinierte Faktoren, auch Hürdentechnologie genannt, erzielen gute Ergebisse in der Lebensmittelkonservierung, weil sie effektive Konservierungsmechanismen verschiedener Faktoren miteinander kombinieren, die alle für sich alleine genommen die gewünschte Haltbarkeit und Qualität von Lebensmitteln nicht gewährleisten können.
Gibt es nationale Richtlinien hierzu in Ihrem Land?
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Keine nationalen Verordnungen auf diesem Gebiet.
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Tierische Lebensmittel – Hygiene – Verordnung (Tier-LMHV) vom 8. August 2007:

Anforderungen für die Produktion von Milchprodukten durch Einzelhändler werden in § 7 Satz 1 beschrieben in Verbindung mit Anhang 5 Kapitel 5 der Tier-LMHV. 

Die folgenden Anforderungen müssen erfüllt sein bei der Erhitzung von Rohmilch und Milchprodukten:

Pasteurisierung durch kurze Erhitzungsphase bei mind. 72°C für 15 Sekunden oder längere Erhitzungsphase mit niedriger Temperatur von mind. 63°C über 30 Minuten oder ein gleichwertiges Verfahren. Anschließend Nachweis der negativen Reaktion auf den basischen Phosphatasetest. Bei ultrahocherhitzter Milch ist ein gleichmäßiger Temperaturfluss von < 135°C vorgeschrieben, und im Ergebnis müssen die Produkte nach der Inkubation in geschlossener Verpackung mikrobiologisch stabil sein – entweder 15 Tage lang bei 30°C oder 7 Tage lang bei 55°C.
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Keine nationalen Richtlinien hierzu vorhanden.

6. 
Kontamination von Lebensmitteln und Risikoanalyse
Was ist ein “Kontaminant”? 
Laut Verordnung (EWG) Nr. 315/93 vom 8. Februar 1993 zur Festlegung von gemeinschaftlichen Verfahren zur Kontrolle von Kontaminanten in Lebensmitteln (Gesetzblatt L 37 vom 13.2.1993, Seite 1) und Codex Alimentarius:
Als Kontaminant gilt jeder Stoff, der dem Lebensmittel nicht absichtlich hinzugefügt wird, jedoch als Rückstand der Gewinnung (einschließlich der Behandlungsmethoden in Ackerbau, Viehzucht und Veterinärmedizin), Fertigung, Verarbeitung, Zubereitung, Behandlung, Aufmachung,Verpackung, Beförderung oder Lagerung des betreffenden Lebensmittels oder infolge einer Verunreinigung durch die Umwelt im Lebensmittel vorhanden ist. Der Begriff umfaßt nicht Überreste von Insekten, Tierhaare und anderen Fremdbesatz.

Welche verschiedenen Typen von Lebensmittelkontaminanten gibt es? 
Je nach Ursprung der in Lebensmitteln vorhandenen Kontaminanten unterscheidet man nach:
1. Umweltfaktoren (z.B. Schwermetalle, Pestizide, radioaktive Stoffe);
2. industrielle Faktoren (z.B. Schwermetalle, PAK (polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe), PCB (polychlorierte Biphenyle), Dioxine;
3. technische Faktoren (z.B. PAK (polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe), Acrylamid, Furane, Transfettsäuren).
Welche Verordnungen der Europäischen Gemeinschaft beziehen sich auf die Lebensmittelkontamination?

1. Verordnung (EWG) Nr. 315/93 vom 8. Februar 1993 zur Festlegung von gemeinschaftlichen Verfahren zur Kontrolle von Kontaminanten in Lebensmitteln in der jeweils geltenden Fassung;

2. Verordnung (EG) Nr. 2073/2005 der Kommission vom 15. November 2005 über mikrobiologische Kriterien für Lebensmittel in der jeweils geltenden Fassung;

3. Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 der Kommission vom 19. Dezember 2006 zur Festsetzung der Höchstgehalte für bestimmte Kontaminanten in Lebensmitteln in der jeweils geltenden Fassung;
4. Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates in der jeweils geltenden Fassung;
5. Durchführungsverordnung (EU) Nr. 788/2012 der Kommission vom 31. August 2012 über ein mehrjähriges koordiniertes Kontrollprogramm der Union für 2013, 2014 und 2015 zur Gewährleistung der Einhaltung der Höchstgehalte an Pestizidrückständen und zur Bewertung der Verbraucherexposition gegenüber Pestizidrückständen in und auf Lebensmitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs.
Was ist “Risikoanalyse in der Lebensmittelsicherheit?”
“Risikoanalyse” meint den risikobasierten Ansatz der Kontrolle von allgemeinen Gesundheitsgefahren, der drei Bereiche umfasst: 

· Risikobewertung;

· Risikovorsorge;

· Risikokommunikation.

Was ist “Risikobewertung?” 
Laut WHO-Definition: (http://www.who.int/foodSicherheit/micro/riskassessment/en/index.html)

Risikobewertung ist die wissenschaftliche Beurteilung bekannter oder potenzieller Gesundheitsschäden durch menschlichen Kontakt mit nahrungsmittelbedingten Gefahren. Der Prozess besteht aus folgenden Schritten:
· Gefahrenidentifikation: Die Identifikation bekannter oder potenzieller Gesundheitsfolgen im Zusammenhang mit einem bestimmten Auslöser (Noxe).
· Gefahrencharakterisierung: qualitative und/oder quantitative Bewertung der Art der Schäden im Zusammenhang mit biologischen, chemischen, und physikalischen Noxen, die in Nahrungsmitteln vorhanden sein können. Für chemische Noxen ist eine Dosis-Wirkung-Bewertung vorzunehmen. Für biologische oder physikalische Noxen ist eine Dosis-Wirkung-Bewertung vorzunehmen, wenn Daten dafür vorhanden sind.
· Expositionsbewertung: qualitative und/oder quantitative Bewertung der wahrscheinlichen Aufnahmemenge.
· Risikocharakterisierung: Integration der Gefahrenidentifikation, Gefahrencharakterisierung und Expositionsbewertung in eine Schätzung, wie wahrscheinlich Gesundheitsschäden sind in einer bestimmten Gruppe, einschließlich der Unsicherheitsfaktoren.

Was ist “Risikovorsorge?”
Laut WHO-Definition:
(http://www.who.int/foodSicherheit/micro/riskmanagement/en/index.html)

Risikovorsorge ist das Verfahren zur Abwägung von Strategie-Alternativen, um die bewerteten Risiken zu akzeptieren, minimieren oder zu reduzieren und entsprechende Strategie-Varianten auszuwählen und umzusetzen.

Die vier Komponenten der Risikovorsorge können wie folgt zusammengefasst werden:
· Vorläufige Risikovorsorge-Maßnahmen;

· Beurteilung der Möglichkeiten zur Risikovorsorge;
· Umsetzung der Entscheidung zur Risikovorsorge;

· Überwachung und Auswertung.

Was ist “Risikokommunikation”?
Laut Definition der WHO,
(http://www.who.int/foodSicherheit/micro/riskcommunication/en/index.html)

ist Risikokommunikation ein interaktiver Prozess des Austauschens von Informationen und Meinungen zu einem Risiko mit Vertretern der Risikobewertung, Schadensvorsorge und anderen interessierten Dritten.  

Gibt es hierzu nationale Richtlinien?
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Verordnung des Gesundheitsministers vom 25. September 2012: Definition von Maximalwerten für Kontaminanten in Bratfett sowie Definition von Kriterien für Analysemethoden, die für deren Festlegung Verwendung finden. (Gesetzblatt von 2012, Pos. 1096).
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Das deutsche Recht hält keine besondere Rechtsprechung mit direktem Bezug auf Risikoanalyse bereit. 
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Gleiches gilt in Schweden.
7. 
Lebensmittelvergiftung
Was ist Lebensmittelvergiftung?

Eine Lebensmittelvergiftung ist eine akute toxische Infektion im Zusammenhang mit dem Verzehr von Lebensmitteln, die

a)
einen bestimmten Typ von Mikroorganismen oder deren toxische Abprodukte oder Mikroorganismen und Toxine enthalten;

b)
toxische Substanzen oder organische bzw. anorganische Stoffe anderen Ursprungs enthalten oder mit solchen kontaminiert sind.  

Welche Faktoren können Lebensmittelvergiftungen auslösen?
Faktoren, die Lebensmittelvergiftungen auslösen können, sind:  

•
Bakterien und ihre Toxine
•
Viren
•
Protozoen
•
Würmer
•
Giftpilze
•
toxische Chemikalien
•
giftige Pflanzen
•
toxische Produkte tierischen Ursprungs.
Was sind die Hauptträger von Lebensmittelvergiftungen?

	Ursächlicher Auslöser
	 Infektionsquelle / Träger
	Bedingungen für mikrobielles Wachstum

	
	
	Temperaturbereich  °C
	 pH-Bereich

	Salmonellen

Clostridium perfringens

Staphylococcus aureus

Bacillus cereus i Bacillus sp.

Eschericha coli

Vibrio parahaemolyticus

Yersinia enterocolitica

Campylobacter jejuni

Listeria monocytogenes

Viren
	rohes Fleisch, Geflügel, Rohmilch, Eier 
Fleisch, Geflügel, getrocknete Lebensmittel, Kräuter, Gewürze, Gemüse
Kühl servierte Gerichte (besonders von Hand gemacht), Käse aus Rohmilch
Körner, Graupen, Milch, Kräuter, Gewürze

viele Rohgemüsesorten (Salate mit frischem Gemüse)  
rohe oder ungare Fische, Schalentiere o.a.

rohes Fleisch, Geflügel, Milch, Milchprodukte, Gemüse 
Frischgeflügel, Fleisch, Milch und  -produkte, ungekochtes Wasser

Fleisch, Geflügel, Milchprodukte, Schalentiere

Schalentiere sowie kalte Lebensmittel, die durch Menschen mit schmutzigen Händen zubereitet wurden.
	5 - 47

10 - 50

7 - 48

5 - 50

3 -46

3 - 43

0 - 44

25 - 46

0 - 45

-
	4,0 – 9,0

5 – 8,9

4 - 10

4,4 – 9,3

4,4 – 9,5

4,5 – 11,0

4,6 – 9,0

4,9 – 9,5

4,4 – 9,5

-


Was fördert Lebensmittelvergiftungen und Lebensmittelinfektionen?
· Verwendung von Rohstoffen niedriger Qualität in der Herstellung sowie ihre ungenügende Vorbereitung vor der Produktion – hier stellen Eier ein besonderes Risiko dar.

· mangelhafte hygienische Zustände an der Produktionsstätte und in den Lagerräumen, schlechte Organisation der Produktionsstätte, fehlende Trennung von reinen und unreinen Bereichen.
· Falsche Reinigung und Desinfektion von Ausstattung und Arbeitsmitteln, keine gesonderte Reinigungs- und Desinfektionsausstattung  an den einzelnen Arbeitsplätzen, Gebrauch falscher Reinigungsmittel.
· Nichtbeachtung von Hygieneregeln durch das Personal in der Lebensmittelproduktion.

· Fehlerhafte Lagerung von Endprodukten, ungenügende Produktionstechnik und ungenügende Technik zum Schutz der Lebensmittel.
· Ungenügender Schutz der Lebensmittel und Lebensmittelbereiche vor Fliegen, Schaben, Nagetieren und anderem Ungeziefer.

Welche Schritte werden von den Behörden der amtlichen Lebensmittelkontrolle in Ihrem Land eingeleitet, wenn Lebensmittelvergiftungen auftreten?
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Schritte der Staatlichen Sanitärinspektion (Państwowa Inspekcja Sanitarna) bei Lebensmittelvergiftungen: 
Während der ersten Phase: der Ausbruch einer Lebensmittelvergiftung entsteht

· nach Meldung durch einen Verbraucher oder einen Bereichsarzt;
· sofortiges Einschreiten;
· vorläufige Information zum Ausbruch der Vergiftung;

Während der zweiten Phase: Ausbruch einer Lebensmittelvergiftung– genauere Informationen
· epidemiologische Untersuchung;
· Hygienekontrolle;
· Probennahme;

· Vorbereitung der Dokumentation.
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· Gemeinsame Verfügung des Ministeriums für Soziales und des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz von Mecklenburg-Vorpommern vom 4. März 2003;

· Allgemeine Verwaltungsvorschrift über die Erfassung, Auswertung und Veröffentlichung von Daten über das Auftreten von Zoonosen und Zoonoserregern entlang der Lebensmittelkette: Fassung der Bekanntmachung vom 10. Februar 2012.

Die gemeinsame Verfügung regelt die Zusammenarbeit der Gesundheits- und Veterinärämter bei der epidemiologischen Bewertung vermehrter Magen-Darm-Erkrankungen  in Mecklenburg-Vorpommern. 

Die Gesundheits- und Veterinärämter agieren gemeinsam beim Auftreten zweier oder mehrerer gleichartiger Erkrankungen mikrobieller Lebensmittelvergiftung oder ansteckenden Magen-Darm-Katarrhen, bei denen ein epidemischer Zusammenhang vermutet wird.

Die örtliche Gesundheitsbehörde meldet den Verdacht und das Auftreten vermehrter Magen-Darm-Erkrankungen per E-Mail (in Form einer „Sofort-Nachricht“) an das Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt (VLA). Gleichzeitig werden das Ministerium für Soziales und das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz informiert sowie die staatliche Gesundheitsbehörde. Sollte das VLA von der Situation zuerst Kenntnis erlangen, informiert es die örtliche Gesundheitsbehörde. Die örtliche Gesundheitsbehörde führt die Untersuchung und Befragung der betroffenen Personen durch und entscheidet über weitere Schritte zur Krankheitsüberwachung. Das VLA ist zuständig für vor-Ort-Untersuchungen der  Lebensmittel, die in Verdacht stehen, die Infektion ausgelöst zu haben (Verdachtsproben oder reguläre Tupferabstriche). Die Ergebisse werden der örtlichen Gesundheitsbehörde gemeldet durch den Vordruck „Information zum Abschlussbericht“. Letztere fasst die Ergebisse beider Ämter zusammen und übermittelt sie an das Ministerium für Soziales, das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz und die staatliche Gesundheitsbehörde durch den Vordruck “Abschlussbericht”. 

Nachdem das VLA das vermehrte Auftreten einer Krankheit durch Lebensmittel bestätigt hat, muss es zusätzlich einen Eintrag vornehmen im Bundesweiten System zur Erfassung von Daten zu Lebensmitteln, die an lebensmittelbedingten Krankheitsausbrüchen beteiligt sind (BELA). Das Landesamt für Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit und Fischerei (LALLF) fügt proben-bezogene Daten hinzu. Die Vordrucke für die Meldung, einschließlich genommener Proben, werden an das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) weitergeleitet, das schließlich die Daten an die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) übermittelt.
Gewünschte Ergebnisse:  

· Dokumentation möglicher Ursachen und epidemiologischer Zusammenhänge;

· Trendstudie;

· zentrale Datensammlung für die quantitative mikrobiologische Risikobewertung; 

· Entwicklung von Vorsorgestrategien; 

· Meldung (Länder, EFSA, Öffentlichkeit);

· gezielte Schritte zur Verbesserung der Lebensmittelsicherheit.
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Gleiches gilt in Schweden.
8. Lebensmittelzusatzstoffe, Aromen und Enzyme

 

Welche Verordnungen betreffen Lebensmittelzusatzstoffe, Aromen und Enzyme?

· Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 vom 16. Dezember 2008 über Lebensmittelzusatzstoffe (Amtsblatt L 354/16 vom 31.12.2008, in der jeweils geltenden Fassung.);
· Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über Aromen und bestimmte Lebensmittelzutaten mit Aromaeigenschaften zur Verwendung in und auf Lebensmitteln sowie zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 2232/96 und (EG) Nr. 110/2008 und der Richtlinie 2000/13/EG (Amtsblatt L 354/34 vom 31.12.2008 in der jeweils geltenden Fassung);

· Verordnung (EG) Nr. 1332/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über Lebensmittelenzyme und zur Änderung der Richtlinie 83/417/EWG des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates, der Richtlinie 2000/13/EG, der Richtlinie 2001/112/EG des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 258/97 (ABl. Nr. L 354 vom 31. Dezember 2008 in der jeweils geltenden Fassung);

· Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über ein einheitliches Zulassungsverfahren für Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen (ABl. Nr. L 354/1 vom 31. Dezember 2008);

· Verordnung (EU) Nr. 234/2011 der Kommission vom 10. März 2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über ein einheitliches Zulassungsverfahren für Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen (Amtsblatt L 64/15 vom 11.03.2011, in der jeweils geltenden Fassung);

· Verordnung (EU) Nr. 257/2010 der Kommission vom 25. März 2010 zur Aufstellung eines Programms zur Neubewertung zugelassener Lebensmittelzusatzstoffe gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über Lebensmittelzusatzstoffe (Amtsblatt L 80/19 vom 26.03.2010);

· Verordnung (EU) Nr. 231/2012 der Kommission vom 9.März 2012 mit Spezifikationen für die in den Ahängen II und III der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates aufgeführten Lebensmittelzusatzstoffe (Amtsblatt L 83/12 vom 22.03.2012 in der jeweils geltenden Fassung); 

· Durchführungsverordnung (EU) Nr. 872/2012 der Kommission vom 1. Oktober 2012 zur Festlegung der Liste der Aromastoffe gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2232/96 des Europäischen Parlaments und des Rates, zur Aufnahme dieser Liste in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1565/2000 der Kommission und der Entscheidung 1999/217 der Kommission (ABl. L 267/1 vom 2.10.2012)http://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2012-872_pl_aromaty_wykaz.pdf; 

· Verordnung (EU) Nr. 873/2012 der Kommission vom 1. Oktober 2012 über Übergangsmaßnahmen bezüglich der Unionsliste der Aromen und Ausgangsstoffe gemäß Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates http://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2012-873_pl_aromaty_wykaz.pdf(Amtsblatt L 267/162 vom 02.10.2012);

· Verordnung (EG) Nr. 2065/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. November 2003 über Raucharomen zur tatsächlichen oder beabsichtigten Verwendung in oder auf Lebensmitteln (Amtsblatt L 309/12 vom 26.11.2003); 

· Verordnung (EG) Nr. 627/2006 der Kommission vom 21. April 2006 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 2065/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Qualitätskriterien für validierte Analyseverfahren zur Probenahme, Identifizierung und Charakterisierung primärer Räucherprodukte (Amtsblatt L 109/32 vom 22.04.2006); 

· Verordnung (EG) Nr. 2232/96 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Oktober 1996 zur Festlegung eines Gemeinschaftsverfahrens für Aromastoffe, die in oder auf Lebensmitteln verwendet werden oder verwendet werden sollen (Amtsblatt L 299/1 vom 23.11.1996);

Was ist mit Lebensmittelzusatzstoffen, Aromastoffen (Aromen) und Lebensmittelenzymen gemeint?

Lebensmittelzusatzstoff – ein Stoff mit oder ohne Nährwert, der in der Regel weder selbst als Lebensmittel verzehrt noch als charakteristische Lebensmittelzutat verwendet wird und einem Lebensmittel aus technologischen Gründen bei der Herstellung, Verarbeitung, Zubereitung, Behandlung, Verpackung, Beförderung oder Lagerung zugesetzt wird,wodurch er selbst oder seine Nebenprodukte (mittelbar oder unmittelbar) zu einem Bestandteil des Lebensmittels werden oder werden können.

Geschmacksstoffe (Aromen) – sind Erzeugnisse, die:

· als solche nicht zum direkten Verzehr bestimmt sind und Lebensmitteln zugesetzt werden, um ihnen einen besonderen Geruch und/oder Geschmack zu verleihen oder um diese zu verändern;

· aus den folgenden Kategorien hergestellt wurden oder bestehen: Aromastoffe, Aromaextrakte, thermisch gewonnene Reaktionsaromen, Raucharomen, Aromavorstufen, sonstige Aromen oder deren Mischungen.

Lebensmittelenzym - ein Erzeugnis, das aus Pflanzen, Tieren oder Mikroorganismen oder daraus hergestellten Erzeugnissen gewonnen wird; dazu gehört auch ein Erzeugnis, das durch ein Fermentationsverfahren mit Mikroorganismen gewonnen wird, und das:

· ein Enzym oder mehrere Enzyme enthält, die die Fähigkeit besitzen, eine spezifische biochemische Reaktion zu katalysieren, und

· einem Lebensmittel zugesetzt wird, um auf irgendeiner Stufe der Herstellung, Verarbeitung, Zubereitung, Behandlung, Verpackung, Beförderung oder Lagerung von Lebensmitteln einen technologischen Zweck zu erfüllen.

Begrenzt das Lebensmittelrecht die Dosierung von Lebensmittelzusatzstoffen?
Jeder Stoff, der Lebensmitteln zugesetzt wird, muss sich einer Gesundheitssicherheitbewertung unterziehen. In der Europäischen Union werden solche Bewertungen durch die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) vorgenommen. Als Bestandteil der Risikobewertung für jeden zugelassenen Zusatzstoff wird eine erlaubte Tagesdosis (ETD; englisch: accepted daily intake (ADI)) festgelegt. Auf Grundlage der Risikobewertung werden Höchstwerte für einzelne Lebensmittelzusatzstoffe in Lebensmitteln festgelegt. 

Die Dosierung der Zusatzstoffe, die keinem Höchstwert in Lebensmitteln unterliegen, wird in der Gesetzgebung als Quantum satis definiert. Diese Substanzen sind gemäß der guten Herstellungspraxis nur in der Menge zu verwenden, die erforderlich ist, um die gewünschte Wirkung zu erzielen, und unter der Voraussetzung, dass die Verbraucher nicht irregeführt werden.

 
Wie wird die amtliche Kontrolle der Verwendung von Lebensmittelzusatzstoffen, Aromen und Enzymen ausgeführt?

Die Kontrolle der gesundheitlichen Qualität von Lebensmitteln im Rahmen der laufenden  Überwachung bedeutet im Allgemeinen zu bewerten, ob die Verwendung von Lebensmittelzusatzstoffen, Aromen und Enzymen gemäß den geltenden Verordnungen hierzu geschieht.

Bei der Bewertung muss besonders geachtet werden auf:

· korrekte Verwendung von Lebensmittelzusatzstoffen, Aromen und Enzymen und ihre korrekte Dosierung;

· Überwachungsverfahren und Eigenkontrollen in einer Einrichtung hinsichtlich der Verwendung von Lebensmittelzusatzstoffen, Aromen und Enzymen;

· Möglichkeit der Verfolgbarkeit der reinkommenden und rausgehenden Zusatzstoffe in einer Einrichtung gemäß dem Rückverfolgbarkeitsgrundsatz;
· korrekte Kennzeichnung der Lebensmittelzusatzstoffe, Aromen und Enzyme, und der Lebensmittel, denen sie zugesetzt wurden.

 

Was ist der Carry over-Effekt?

In einigen Fällen können Zusatzstoffe aufgrund des Carry-over-Effektes in Lebensmitteln vorhanden sein (d.h. dem Lebensmittel wurden keine Zusatzstoffe direkt vom Produkthersteller zugesetzt, sind aber zusammen mit anderen Bestandteilen des Produkts dorthin übertragen worden).

Aufgrund des Carry-over-Effektes ist das Vorkommen eines Lebensmittelzusatzstoffes zugelassen:

a) in einem zusammengesetzten Lebensmittel, das nicht in Anhang II der Verordnung EG Nr. 1333/2008 aufgeführt ist, falls der Zusatzstoff in einer der Zutaten des zusammengesetzten Lebensmittels zugelassen ist;

b) in einem Lebensmittel mit zugesetzten Lebensmittelzusatzstoffen, -enzymen oder -aromen, falls der Zusatzstoff:

· nach dieser Verordnung im Lebensmittelzusatzstoff, -enzym oder -aroma zugelassen ist und

· durch den Lebensmittelzusatzstoff, das Lebensmittelenzym oder das Lebensmittelaroma in das Lebensmittel übertragen worden ist und

· in dem endgültigen Lebensmittel keine technische Funktion erfüllt; 

c) in einem Lebensmittel, das ausschließlich für die Zubereitung eines zusammengesetzten Lebensmittels verwendet wird, sofern letzteres der o.g. Verordnung genügt.

Das Carry-over-Prinzip gilt nicht für Säuglingsanfangsnahrung, Folgenahrung, Getreidebeikost und andere Beikost sowie diätetische Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke für Säuglinge und Kleinkinder und die Lebensmittel in den Tabellen 1 und 2 (in Bezug auf Farbstoffe) des Anhangs II, Teil A der Verordnung EG Nr. 1333/2008.

Die Liste der Zutaten eines Nahrungsmittels muss Lebensmittelzusatzstoffe und Lebensmittelenzyme nicht anzeigen, wenn: 

a) ihr Vorkommen in einem Lebensmittel ausschließlich damit zu begründen ist, dass sie in einem oder mehreren Zutaten des Lebensmittels aufgrund des Carry-over-Effektes enthalten waren und unter der Voraussetzung, dass sie keinem technischen Zweck im Endprodukt dienen;

b) sie als Verarbeitungshilfsstoff zum Einsatz kamen.

 
Gibt es besondere Gesetze und rechtliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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Es gibt keine nationalen Verordnungen auf diesem Gebiet.
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· Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB);

· Zusatzstoff-Zulassungsverordnung (ZZulV);

· Lebensmittel-Kennzeichnungsverordnung (LMKV);

· Aromenverordnung  (Artikel 22 d. Verordnung zur Neuordnung lebensmittelrechtlicher

Kennzeichnungsvorschriften) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 2006
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Verordnung LIVSFS 2007:15 der Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket) über Lebensmittelzusatzstoffe, mit Veränderungen in LIVSFS 2010:2. 

 

9. 
Überwachung von genetisch veränderten Organismen (GVO)
Welche EU-Verordnungen betreffen genetisch veränderte Organismen (GVO)?
Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. März 2001 über die absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt und zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG des Rates - Erklärung der Kommission gleicht die Gesetze, Verordnungen und rechtlichen Bestimmungen der Mitgliedstaaten an, um die menschliche Gesundheit und Umwelt vor schädlichen Auswirkungen zu schützen bei der absichtlichen Freisetzung oder dem Inverkehrbringen von GVO zu anderen Zwecken als dem Inverkehrbringen in der Gemeinschaft und dem Inverkehrbringen genetisch veränderter Organismen als Produkte oder in Produkten in der Gemeinschaft;
und
Verordnung (EG) Nr. 1946/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2003 über grenzüberschreitende Verbringungen genetisch veränderter Organismen;
und
Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über die Rückverfolgbarkeit und Kennzeichnung von genetisch veränderten Organismen und über die Rückverfolgbarkeit von aus genetisch veränderten Organismen hergestellten Lebensmitteln und Futtermitteln sowie zur Änderung der Richtlinie 2001/18/EG;
und
Entscheidung 2004/204/EG der Kommission vom 23. Februar 2004 zur Regelung der Modalitäten der Funktionsweise des in der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Registers für die Erfassung von Informationen über genetische Veränderungen bei GVO.
Was sind genetisch veränderte Organismen (GVO)?
Gemäß der Richtlinie 2001/18/EG ist ein „genetisch veränderter Organismus“ (GVO) ein Organismus mit Ausnahme des Menschen, dessen genetisches Material so verändert worden ist, wie es auf natürliche Weise durch Kreuzen und/oder natürliche Rekombination nicht möglich ist“ … und … 

„Zu der genetischen Veränderung kommt es mindestens durch den Einsatz der in Anhang I A Teil 1 der Richtlinie 2001/18/EG aufgeführten Verfahren.“

Was bedeutet „ein Lebensmittel ist aus GVO hergestellt“?

„Aus GVO hergestellt" heißt „vollständig oder teilweise aus GVO abgeleitet, aber keine GVO enthaltend oder daraus bestehend“

Was bedeutet „Rückverfolgbarkeit” bei GVO?
„Rückverfolgbarkeit“ bezeichnet „die Möglichkeit, GVO und aus GVO hergestellte Produkte in jeder Phase des Inverkehrbringens über die gesamte Produktions- und Vertriebskette zurückzuverfolgen.“ 

Wie lauten die genauen Anforderungen zur GVO-Rückverfolgbarkeit?

Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 beschreibt die folgenden Rückverfolgbarkeitsanforderungen:
„1. In der ersten Phase des Inverkehrbringens eines Produkts, das aus GVO besteht oder GVO 

      enthält, einschließlich Massengut, gewährleisten die Beteiligten, dass dem Beteiligten, der  

      das Produkt bezieht, schriftlich Folgendes übermittelt wird:

      a) die Angabe, dass es GVO enthält oder aus GVO besteht;

      b) der/die den betreffenden GVO nach Artikel 8 zugeteilte(n) spezifische(n)   

      Erkennungsmarker.

2. In allen nachfolgenden Phasen des Inverkehrbringens des in Absatz 1 genannten Produkts 

    gewährleisten die Beteiligten, dass dem Beteiligten, der das Produkt bezieht, die nach   

    Absatz 1 erhaltenen Angaben schriftlich übermittelt werden.

3. Bei aus GVO-Gemischen bestehenden oder GVO-Gemische enthaltenden Produkten, die  

    ausschließlich und unmittelbar als Lebensmittel oder Futtermittel oder zur Verarbeitung  

    verwendet werden sollen, kann die Angabe gemäß Absatz 1 Buchstabe b) durch eine  

    Erklärung des Beteiligten über diese Verwendung zusammen mit einem Verzeichnis der 

    spezifischen Erkennungsmarker für sämtliche GVO ersetzt werden, aus denen das Gemisch  

    zusammengestellt wurde.

4. Unbeschadet des Artikels 6 müssen die Beteiligten über Systeme und standardisierte  

    Verfahren verfügen, mit denen die Angaben nach den Absätzen 1, 2 und 3 gespeichert  

    werden können und während eines Zeitraums von fünf Jahren nach jeder Transaktion 

    ermittelt werden kann, von welchem Beteiligten und für welchen Beteiligten das in Absatz  

    1 genannte Produkt bereitgestellt worden ist.”

Was sollte ich über die Kennzeichnung von Lebensmitteln wissen, die GVO enthalten oder aus ihnen bestehen?
Der oben erwähnte Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 enthält die folgenden Anfordungen zur Kennzeichnung von Lebensmitteln, die aus GVO bestehen oder GVO enthalten:

„Bei Produkten, die aus GVO bestehen oder GVO enthalten, stellen die Beteiligten sicher, dass 

a) bei vorverpackten Produkten, die aus GVO bestehen oder GVO enthalten, der Vermerk „Dieses Produkt enthält genetisch veränderte Organismen“ oder „Dieses Produkt enthält [Bezeichnung des Organismus/der Organismen], genetisch verändert“ auf dem Etikett erscheint;

b) bei nicht vorverpackten Produkten, die dem Endverbraucher angeboten werden, der Vermerk „Dieses Produkt enthält genetisch veränderte Organismen“ oder „Dieses Produkt enthält [Bezeichnung des Organismus/der Organismen], genetisch verändert“ erscheint.

Gibt es rechtliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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In Polen gibt es zwei Verordnungen, die diesen Bereich betreffen. Die erste ist das Gesetz vom 22. Juni 2001 zu genetisch veränderten Organismen und die zweite ist die Verordnung des Umweltministeriums, die Einzelheiten zum Thema enthält.

Im Allgemeinen müssen GVO registriert werden und bis zu ihrem Ursprung und ihrer Freisetzung rückverfolgbar sein, andernfalls ist das Inverkehrbringen nur möglich nach Registrierung und Genehmigung durch das Umweltministerium.   
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1. Gentechnikgesetz;

2. Richtlinien zur guten Landwirtschaftspraxis in der Pflanzenzucht;

3. EG-Gentechnik–Durchführungsgesetz.

Die deutschen Gesetze zur Regelung der GVO beziehen sich im Wesentlichen auf ihre Primärproduktion. Hierzu zählen Verordnungen zum Schutz von Umwelt, Gesundheit  und Produkten vor Schadenswirkungen durch Genverfahren. Diese Verordnungen sollen sicherstellen, dass die Lebens- und Futtermittelherstellung, egal ob konventionell, ökologisch oder mit Gentechnik, gemäß einer guten Herstellungs- und Landwirtschaftspraxis erfolgt.
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Keine nationale Gesetzgebung.

10. 
Bestrahlte Lebensmittel
Welche EU-Verordnungen beziehen sich auf bestrahlte Lebensmittel oder bestrahlte Lebensmittelzusätze? 
Richtlinie 1999/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Februar 1999 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über mit ionisierenden Strahlen behandelte Lebensmittel und Lebensmittelbestandteile – die Rahmenrichtlinie mit allgmeinen und technischen Aspekten zur Verarbeitung und Kennzeichnung bestrahlter Lebensmittel und Anforderungen an die Zulassung von Lebensmittelbestrahlung; 
und
Durchführungsrichtlinie 1999/3/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Februar 1999 über die Festlegung einer Gemeinschaftsliste von mit ionisierenden Strahlen behandelten Lebensmitteln und Lebensmittelbestandteilen – bis jetzt enthält diese Liste von Produkten, die in der gesamten EU zur Bestrahlung zugelassen sind, nur eine einzige Lebensmittelkategorie, nämlich "getrocknete aromatische Kräuter und Gewürze".
Was bedeutet “Lebensmittelbestrahlung”?

Lebensmittelbestrahlung ist die Behandlung von Lebensmitteln mit Elektronenstrahlen, Röntgenstrahlen oder Gammastrahlen, in erster Linie zur Abtötung von Bakterien, die eine Lebensmittelvergiftung auslösen können, wie z.B. Salmonellen, Campylobacter und E. coli und/oder zur  Lebensmittelkonservierung durch Verlangsamung des Reifeprozesses bei Obst oder durch die Verhinderung des Auskeimens von Gemüse wie Kartoffeln oder Zwiebeln. 
Was müssen wir über die Kennzeichnung bestrahlter Lebensmittel wissen?

Artikel 6 der Richtlinie 1999/2/EG enthält folgende Anforderungen an die Kennzeichnung bestrahlter Lebensmittel: 

„Für die Etikettierung der mit ionisierenden Strahlen behandelten Lebensmittel gelten folgende Bestimmungen:

1. Erzeugnisse, die für den Endverbraucher oder gemeinschaftliche Einrichtungen bestimmt sind: 

a) Werden die Erzeugnisse einzeln verkauft, muss das Etikett gemäß Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie 79/112/EWG den Hinweis „bestrahlt“ oder „mit ionisierenden Strahlen behandelt“ enthalten.

Bei loser Ware steht der Hinweis zusammen mit der Bezeichnung des Erzeugnisses auf einem Anschlag oder einem Schild über oder neben dem Behältnis, in dem sich das betreffende Erzeugnis befindet;

b) Findet ein bestrahltes Erzeugnis Verwendung als Bestandteil, muss derselbe Hinweis in dem Verzeichnis der Bestandteile neben der Bezeichnung stehen.

Bei loser Ware steht der Hinweis zusammen mit der Bezeichnung des Erzeugnisses auf einem Anschlag oder einem Schild über oder neben dem Behältnis, in dem sich das betreffende Erzeugnis befindet. 

c) in Abweichung von Artikel 6 Absatz 7 der Richtlinie 79/112/EWG ist derselbe Hinweis auch zur Kennzeichnung der bestrahlen Bestandteile erforderlich, die in zusammengesetzten Lebensmittelzutaten verwendet werden, selbst wenn diese zu weniger als 25 % im Enderzeugnis vorhanden sind.

2. Nicht für Endverbraucher oder gemeinschaftliche Einrichtungen bestimmte Erzeugnisse:

a) Die unter Nummer 1 erwähnten Angaben müssen sowohl Aufschluss über die Behandlung der Lebensmittel als auch der Bestandteile geben, die in einem nicht bestrahlten Lebensmittel enthalten sind;

b) Es müssen entweder Identität und Anschrift der Bestrahlungsanlage oder deren Referenznummer nach Artikel 7 angegeben werden;

3. Der Hinweis auf die Behandlung muss sich in allen Fällen auf den Dokumenten befinden, die die bestrahlten Lebensmittel begleiten oder sich auf sie beziehen.

Gibt es rechtliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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Es gibt eine Verordnung des Gesundheitsministeriums zur Bestrahlung von Lebensmitteln. Die Verordnung umfasst die gleichen Aspekte wie die Richtlinie1999/2/EU und enthält technische Vorgaben für den Verfahrensablauf und die Kennzeichnung. Die Verordnung stimmt mit den EU-Verordnungen überein und enthält eine Liste der Lebensmittel, die in Polen mit Strahlung behandelt werden dürfen. 

Es gibt nur zwei Einrichtungen in Polen, die für die Bestrahlung von Lebensmitteln zugelassen sind. Die Kontrolle der bestrahlten Lebensmittel wird durch die Sanitärinspektion vorgenommen. 
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Das deutsche Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) verhängt in Abschnitt 8 ein grundsätzliches Verbot der Bestrahlung und regelt auch die Voraussetzung für den Einsatz mit entspechender Zulassungermächtigung bezüglich der Lebensmittelbestrahlung.

Seit dem 14. Dezember 2000 gilt in Deutschland die Verordnung über die Behandlung von Lebensmitteln mit Elektronen-, Gamma- und Röntgenstrahlen, Neutronen oder ultravioletten Strahlen (Lebensmittelbestrahlungsverordnung - LMBestrV) zur Durchsetzung der Richtlinie 1999/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Februar 1999, und die Bestimmungen der Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. März 2000 in der deutschen Gesetzgebung. 
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In Schweden ist nur die Bestrahlung von Gewürzen zugelassen. Dies ist seit 1997 der Fall. Bestrahlung darf erfolgen unter der Voraussetzung, dass sie in Ermanglung anderer möglicher Methoden zur Abtötung von Organismen erforderlich ist zum Schutz vor Verbreitung von Infektionen in Produkten. Bestrahlung darf nicht verwendet werden als Ersatz für mangelnde Hygiene oder fehlende Gesundheitsmaßnahmen.

Bestrahlte Lebensmittels müssen gekennzeichnet werden als ‘bestrahlt’ oder ‘behandelt mit ionisierender Strahlung’. Reguliert in SLVFS 2000:46 der Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket).

11. 
Schnellwarnsystem für  Lebens- und Futtermittel (RASFF)
Was ist das Schnellwarnsystem für  Lebens- und Futtermittel (RASFF)?
Das EU-Schnellwarnsystem (RASFF – Rapid Alert System for Food and Feed) für gefährliche Lebensmittelerzeugnisse gilt in allen EU-Ländern. Jeder Mitgliedsstaat ist verantwortlich für die Einhaltung der Sicherheitstandards für Erzeugnisse, die auf seinem Hoheitsgebiet gehandelt werden. Aufgrund des Prinzips des “gemeinsamen Binnenmarktes” sind alle Mitgliedsstaaten verpflichtet, sich gegenseitig über Gefahren im Zusammenhang mit gefährlichen Erzeugnissen zu informieren. Der Zweck dieses System besteht darin, schnell auf das Auftauchen gefährlicher Erzeugnisse auf dem Markt der Europäischen Union oder in Drittländern zu reagieren.

Das  Schnellwarnsystem umfasst alle EU-Länder und Länder des Europäischen Wirtschaftsraumes. Das System ist auch für Drittländer und  internationale Organisationen verfügbar nach Unterzeichnung eines Abkommen über die Gegenseitigkeit und Vertraulichkeit (gemäß Kommissionsverordnung Nr. 178/2002).
Die Struktur des Schnellwarnsystems basiert auf einem Netzwerk. Jedes teilnehmende Land hat auf seinem Hoheitsgebiet eine nationale Kontaktstelle mit einem zentralen Ansprechpartner.

Welche EU- Verordnungen beziehen sich auf das Schnellwarnsystem?
· Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit
· Verordnung (EU) Nr. 16/2011 der Kommission vom 10. Januar 2011 mit Durchführungsbestimmungen für das Schnellwarnsystem für  Lebens- und Futtermittel 

· Verordnung (EG) Nr. 183/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Januar 2005 mit Vorschriften für die Futtermittelhygiene.
Welche Meldeformen gibt es im Schnellwarnsystem?
Zum Informationsaustausch innerhalb des Systems gibt es folgende elektronische Vorlagen:

· Warnmeldung zur Kenntnisnahme oder Weiterbehandlung;

· Grenzzurückweisungsmeldung;
· Folgemeldungen (ergänzende Informationen zu bereits erfolgten Warnmeldungen).
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Warnmeldungen gelten einem Erzeugnis, das im EWR (Europäischen Wirtschaftsraum) auf den Markt kommt. Grenzzurückweisungsmeldungen gelten der Zurückweisung eines Produktes an den EWR-Außengrenzen, und Folgemeldungen stellen zusätzliche Informationen zu einer Ursprungsmeldung bereit.
In Polen ist das Schnellwarnsystem ein wichtiger Bestandteil der öffentlichen Gesundheitsschutzes im ganzen Land; sein Wirkungsprinzip beruht auf der Aufnahme und schnellen Weiterleitung von Informationen zu Lebensmitteln sowie Materialien und Gegenständen mit Lebens- oder Futtermittelkontakt, die eine Gefahr für die Verbrauchergesundheit darstellen könnten.
Das System soll die gesundheitliche Gefährdung der Verbrauchergesundheit bewerten als Reaktion auf das Auftauchen von Nahrungsmitteln, Futtermitteln oder Materialien mit Lebensmittelkontakt auf dem Markt, die schädlich für die Gesundheit sind und gefährlich für die Umwelt. Das System informiert auch über erfolgte Soforthilfemaßnahmen. 
Gibt es nationale Richtlinien hierzu in Ihrem Land?
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Folgende Grundgesetze erlauben die Verwendung des Schnellwarnsystems in Polen:
· Gesetz vom 25. August 2006 zur Lebensmittelsicherheit und Ernährung 
· Gesetz vom 29. Januar 2004 zum staatlichen Veterinärdienst
· Gesetz vom 22. Juli 2006 zu Futtermitteln

· Gesetz vom 16. Dezember 2005 zu Erzeugnissen tierischen Ursprungs

· Gesetz vom 18. Dezember 2008 zum Pflanzenschutz 
und Anwendungsverfahren des Schnellwarnsystems für Lebens- und Futtermittel.

Laut Gesetz zur Lebensmittelsicherheit und Ernährung wird das Schnellwarnsystem in Polen durch den Direktor der Staatlichen Sanitärinspektion geleitet, der darüber hinaus:

1)
die nationale Kontaktstelle (national contact point – NCP) für das Schnellwarnsystem 

   
einrichtet
2)
für den reibungslosen Betrieb des NCP verantwortlich ist,
3)
die Europäische Kommission informiert über unsichere Lebensmittel und tierische 


Futtermittel, die in der Republik Polen registriert sind.

Information zu Erzeugnissen, die als gefährlich vor-eingestuft wurden, werden vom Landkreis, an der Grenze oder durch die regionalen Behörden der amtlichen Lebens- und Futtermittelkontrolle eingesammelt und an die entsprechenden Kontaktstellen geschickt, wo eine Expertengruppe das Gefahrenpotential der Erzeugnisse einschätzt und angemessene Abhilfemaßnahmen vorschlägt.
In bestimmten Fällen werden derartige Daten an die Europäische Kommission und die  Europäische Lebensmittelsicherheitbehörde weitergeleitet.
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In Deutschland regelt die Allgemeine Verwaltungsvorschrift (AVV Schnellwarnsystem – AVV-SWS vom 20. Dezember 2005 in der Fassung der Änderung vom 28. Januar 2010) die Durchführung des Schnellwarnsystems für Lebensmittel, Lebensmittelbedarfsgegenstände und Futtermittel. Diese soll die standardmäßige Umsetzung des Frühwarnsystems gemäß Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 (RASFF) gewährleisten. 

Die AVV legt Verantwortlichkeiten für Meldungen fest, sowie die Art der Benachrichtigung und Kriterien für Meldungen.

Meldungen, die Lebensmittel betreffen, müssen in das System eingetragen werden, wenn diese Lebensmittel eine ernsthafte direkte oder indirekte Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellen. Zur Entscheidung, ob dies der Fall ist, werden bestimmte Kriterien festgelegt. Zusätzlich hat das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) eine Liste von Lebensmitteln mit Rückständen und eine Kriterien-Checkliste erstellt.

Der Entwurf einer Benachrichtigungsmeldung wird vom Bundesland entwickelt, in dem das verdächtige Lebensmittel aufgespürt wurde. Dieser Entwurf wird zur Vervollständigung an die Kontaktstelle des Bundeslandes geschickt, wo der Anbieter des Lebensmittels seinen Sitz hat. Von hier wird die Benachrichtigungsmeldung an die nationale Kontaktstelle der Bundesrepublik weitergeleitet: das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL). Das BVL dokumentiert die Warnungen über verdächtige  Lebensmittel und verfügt einen behördlichen Rückruf des Lebens- oder Futtermittels (oder Mischfuttererzeugnisses) und leitet diese Information an die anderen EU-Mitgliedstaaten weiter. Die Meldungen des Tages werden vom  BVL in Tagesberichten zusammengefasst, die  an den Kontaktstellen der Bundesländer, beim Bundesministerium, beim BfR, beim Zoll, beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), beim Robert-Koch-Institut (RKI) und bei anderen Einrichtungen des Deutschen Bundes und seiner Länder verfügbar gemacht werden.

In umgekehrter Weise informiert das Bundesministerium die verantwortlichen obersten Behörden der Länder über Meldungen, die von anderen EU-Mitgliedstaaten in das System eingebracht wurden.
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Ansprechpartner in Schweden ist die Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket). 

Die Lebensmittelbehörde übermittelt Meldungen an die betroffenen Kontrollbehörden.  

Die Kontrollbehörden melden erfolgte Maßnahmen an die Lebensmittelbehörde.

Die Lebensmittelbehörde erstattet Meldung an die Kommission.

12. 
Rückverfolgbarkeit von Lebensmitteln
Was bedeutet „Rückverfolgbarkeit” von Lebensmitteln?
Rückverfolgbarkeit bezeichnet die Möglichkeit, ein Lebensmittel oder Futtermittel, oder einen Stoff, der in einem Lebensmittel oder Futtermittel verarbeitet wird, durch alle Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen zu verfolgen.

In der Praxis bedeutet dies, dass Lebensmittelunternehmer in der Lage sein müssen, jede Person festzustellen, von der sie ein Lebensmittel bzw. einen zur Lebensmittelverarbeitung bestimmten Stoff erhalten haben. Auf die gleiche Weise müssen sie jedes Unternehmen feststellen können, an das ihre Erzeugnisse geliefert wurden. Man nennt diese Herangehensweise ein Schritt zurück – ein Schritt vorwärts.
Welche EU-Verordnung beziehen sich auf die Rückverfolgbarkeit von Lebensmitteln?

Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit.
Die Verordnung bildet den Rahmen der Lebensmittels- und Futtermittelgesetzgebung innerhalb der EG und definiert Verpflichtungen für sowohl die Mitgliedsstaaten als auch die Lebensmittelunternehmer. 
Artikel 18 dieser Verordnung bezieht sich auf die Grundprinzipien und Anforderungen der  Rückverfolgbarkeit von Lebensmitteln.

Warum ist die Rückverfolgbarkeit von Lebensmitteln so wichtig und erfordert gesonderte  Verordnungen?
Es ist notwendig, die Lebensmittelsicherheit und die Verlässlichkeit von Verbraucherinformation zu gewährleisten. Besonders im Fall einer Lebensmittelkrise macht die Rückverfolgbarkeit es möglich, ein unsicheres Lebensmittel vom Markt zu nehmen.

Gibt es andere EU-rechtliche Verordnungen zu diesem Thema?
Indirekt die Verordnungen zur Lebensmittelkennzeichnung.
Ist der Lebensmittelunternehmer verantwortlich dafür, dass der Einzelhandel Personen festzustellen kann, denen seine Erzeugnisse verkauft wurden?
In den meisten Fällen nein. Er sollte zu „einem Schritt zurück” in der Lage sein, d.h. er sollte die notwendigen Informationen geben können, um ein Lebensmittel zurückzuverfolgen, und in einigen Fällen dazu, die Verfahren des Rückrufs von Produkten einzuleiten, die den Anfordungen an die Lebensmittel-Sicherheit nicht genügen.
Funktioniert die Gesetzgebung zuverlässig?
Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 gibt nur die Grundprinzipien der Rückverfolgbarkeit an. Lebensmittelkrisen in der Vergangenheit haben gezeigt, dass die Dokumentation der Produktions- und Vertriebskette nicht immer ausreichend war, um die volle Rückverfolgbarkeit von verdächtigen Lebensmitteln zu ermöglichen. Aus diesem Grund hat die Europäische Kommission entschieden, genauere Regeln festzulegen, die die Rückverfolgbarkeit von Lebensmitteln tierischen Ursprungs regeln. Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 931/2011 der Kommission vom 19. September 2011 über die mit der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Rückverfolgbarkeitsanforderungen an Lebensmittel tierischen Ursprungs wird in allen EU-Ländern ab 1. Juli 2012 direkt durchgeführt.
Gibt es rechtliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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In Polen ist das oben beschriebene Gesetz die rechtliche Grundlage für unsere Tätigkeit. Die Rückverfolgbarkeit von Lebensmitteln ist einer der Aspekte, die wir anschauen, wenn wir Lebensmittelunternehmen kontrollieren. Es funktioniert relativ gut auf dem Sektor der  Lebensmittel tierischen Ursprungs. Auf dem Sektor von Gemüse, Obst, Samen, Keimen und Pilzen ist es schwieriger, da die Großhandelsverteilung auf lokalen Märkten stattfinden kann, ohne jegliche Dokumentation.
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In Deutschland gibt es keine besonderen rechtlichen Verordnungen zur Rückverfolgbarkeit.

Aber es gibt einen BLL-Leitfaden mit dem Titel Rückverfolgbarkeit - die Organisation der Produktrückverfolgbarkeit in der Lebensmittelkette. Er wurde durch den Bund für Lebensmittelrecht und Lebensmittelkunde (BLL) entwickelt, einer Gruppe Sachverständiger aus verschiedenen Bereichen der Lebensmittelindustrie und des Lebensmittelhandels, und bietet grundlegende Informationen zur technischen und organisatorischen Umsetzung der Rückverfolgbarkeit. Den Lebensmittelunternehmern wird so Grundwissen über das Rückverfolgbarkeitssystem gegeben sowie Hilfestellung bei deren Durchführung. 

Der BLL ist der führende Verband auf dem deutschen Lebensmittelsektor. 
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Keine nationale Gesetzgebung.

13. Einfuhrhygienekontrollen
Für welche Waren werden Einfuhrhygienekontrollen durchgeführt?

Einfuhrhygienekontrollen werden nur für Waren durchgeführt, die aus Drittländern stammen, die keine Mitglieder der Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraumes sind, oder für Waren, die nicht an der Grenze eines anderen EU-Landes kontrolliert wurden.

Wo werden Einfuhrhygienekontrollen durchgeführt?

Lebensmittel sowie Materialien und Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln vorgesehen sind, aus Nicht-EU-Ländern (sog. Drittländern), die für das Inverkehrbringen eingeführt werden, werden der Einfuhrhygienekontrolle unterzogen:

· an der Landesgrenze;

· am Ort des Endzieles der Waren.

 
Wie lauten die Hauptschritte der Durchführung der Einfuhrhygienekontrolle?
 
1. Mitteilung durch den Lebens- oder Futtermittelunternehmer bzw. seines Vertreters zu Datum und Zeit der erwarteten Ankunft der Lieferung zum gewählten Einfuhrpunkt (designated point of entry, DPE) und über die Art der Lieferung;

2. Überprüfung der Papiere: Kontrolle der Handelsunterlagen, und ggf. anderer relevanter Warenunterlagen, die laut Lebens- und Futtermittelrecht notwendig sind;

3. Identitätskontrolle: Sichtkontrolle um sicherzustellen, dass die Papiere und sonstigen warenbegleitenden Unterlagen mit der Kennzeichnung und dem Inhalt der Lieferung übereinstimmen;

4. direkte Inspektion: Kontrolle der Lebens- und Futtermittel, was unter Umständen die Kontrolle der Beförderungsart, der Verpackung, der Kennzeichnung und der Temperatur einschließt sowie Probennahme zur Analyse und Laboruntersuchung oder andere Kontrollen, um die Einhaltung des Lebens- und Futtermittelrechts nachzuprüfen;

5. Erstellung der Dokumente zur erfolgten Kontrolle.

Gibt es Lebensmittelprodukte, die besonderen Einfuhrbedingungen unterliegen?

Unter Artikel 15 Abschnitt 5 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 erstellt die Europäische Kommission eine Liste von Futtermitteln und Lebensmitteln nicht tierischen Ursprungs, die aufgrund bekannter oder neu auftretender Risiken am Ort der Einfuhr in bestimmte Gebiete einer verstärkten amtlichen Kontrolle zu unterziehen sind.

 

Besondere Bedingungen für die Einfuhr verschiedener Lebens- und Futtermittel werden durch die folgenden Verordnungen der Kommission geregelt (Stand: 16. April 2012):

· Verordnung (EG) Nr. 669/2009 der Kommission vom 24. Juli 2009 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf verstärkte amtliche Kontrollen bei der Einfuhr bestimmter Futtermittel und Lebensmittel nicht tierischen Ursprungs und zur Änderung der Entscheidung 2006/504/EG in der jeweils geltenden Fassung;
· Verordnung (EG) Nr. 1152/2009 der Kommission vom 27. November 2009 mit Sondervorschriften für die Einfuhr bestimmter Lebensmittel aus bestimmten Drittländern wegen des Risikos einer Aflatoxin-Kontamination und zur Aufhebung der Entscheidung 2006/504/EG;

· Verordnung (EG) Nr. 1135/2009 der Kommission vom 25. November 2009 mit Sondervorschriften für die Einfuhr von bestimmten Erzeugnissen, deren Ursprung oder Herkunft China ist, und zur Aufhebung der Entscheidung 2008/798/EG;http://www.gis.gov.pl/userfiles/file/akty_prawane_2/2009-1135_pl_melamina.pdf
· Verordnung (EG) Nr. 1151/2009 der Kommission vom 27. November 2009 mit Sondervorschriften für die Einfuhr von Sonnenblumenöl, dessen Ursprung oder Herkunft die Ukraine ist, wegen des Risikos einer Kontamination durch Mineralöl sowie zur Aufhebung der Entscheidung 2008/433/EG;

· Verordnung (EU) Nr. 258/2010 der Kommission vom 25. März 2010 zum Erlass von Sondervorschriften für die Einfuhr von Guarkernmehl, dessen Ursprung oder Herkunft Indien ist, wegen des Risikos einer Kontamination mit Pentachlorphenol und Dioxinen sowie zur Aufhebung der Entscheidung 2008/352/EGhttp://www.gis.gov.pl/userfiles/file/akty_prawane_2/2010_258_pl_guma_guar.pdf;

· Verordnung (EU) Nr. 284/2011 der Kommission vom 22. März 2011 mit besonderen Bedingungen und detaillierten Verfahren für die Einfuhr von Polyamid- und Melamin-Kunststoffküchenartikeln, deren Ursprung oder Herkunft die Volksrepublik China bzw. die Sonderverwaltungsregion Hongkong, China, isthttp://www.gis.gov.pl/userfiles/file/akty_prawane_2/2011-284_pl_import_mat_i_wyr.pdf;

· Durchführungsverordnung (EU) Nr. 961/2011 der Kommission vom 27. September 2011 zum Erlass von Sondervorschriften für die Einfuhr von Lebens- und Futtermitteln, deren Ursprung oder Herkunft Japan ist, nach dem Unfall im Kernkraftwerk Fukushima und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 297/2011;

· Durchführungsverordnung (EU) Nr. 844/2011 der Kommission vom 23. August 2011 zur Genehmigung der Prüfungen hinsichtlich Ochratoxin A, die Kanada vor der Ausfuhr von Weizen und Weizenmehl durchführthttp://www.gis.gov.pl/userfiles/file/akty_prawane_2/2011-844_pl_zatwierdz_Kanada.pdf;

sowie durch folgende Durchführungsbeschlüsse:

· Durchführungsbeschluss der Kommission vom 6. Juli 2011 über Sofortmaßnahmen hinsichtlich Bockshornkleesamen sowie bestimmter Samen und Bohnen aus Ägypten;
· Durchführungsbeschluss der Kommission vom 22. Dezember 2011 über Sofortmaßnahmen hinsichtlich nicht zugelassenem genetisch verändertem Reis in Reiserzeugnissen mit Ursprung in China und zur Aufhebung der Entscheidung 2008/289/EG (2011/884/EU).
 

Welche Schritte sind durch die zuständige Behörde einzuleiten, wenn ein Lebens- oder Futtermittel aus Drittländern nicht dem Lebens- oder Futtermittelrecht genügt?
 

Die zuständige Behörde nimmt Futtermittel oder Lebensmittel aus Drittländern, die dem Futtermittel- oder Lebensmittelrecht nicht genügen, in amtliche Verwahrung und ergreift in Bezug auf diese Futtermittel oder Lebensmittel nach Anhörung der für die Sendung zuständigen Futtermittel- oder Lebensmittelunternehmer folgende Maßnahmen:

· Verbot des Inverkehrbringens dieser Warencharge auf dem Markt der Europäischen Union,

und, in Abhängigkeit von den Untersuchungsergebnissen:

· Anordnung der Rücksendung der fraglichen Waren direkt von der EU-Grenze an den Absender;

· Vernichtung der Waren auf Kosten des Unternehmers;

· Verwendung des Futtermittels oder Lebensmittels zu anderen als den ursprünglich vorgesehenen Zwecken;

· Unterrichtung anderer EU-Länder mit Grenzübergangsstellen und Gesundheits- und Hygieneämtern über das Herkunftsland der Lieferung.

 
Gibt es besondere Gesetze und rechtiche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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Die Organe der Staatlichen Sanitärinspektion (Państwowa Inspekcja Sanitarna) sind zuständig für Einfuhrhygienekontrollen von Nahrungsmitteln und nicht-tierischen Lebensmitteln sowie für Materialien und Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln vorgesehen sind.

Die nationalen Gesetze zu Einfuhrhygienekontrollen von Lebens- und Futtermitteln auf nationaler Ebene sind:

Verordnungen des Gesundministers:

· vom 8. Dezember 2011 über eine Liste von Waren, die der Einfuhrhygienekontrolle unterliegen (Gesetzblatt Nr. 272, Pos. 1612);

· vom 24. September 2007 über eine Liste von Grenzübergangsstellen, die für die Durchführung von Einfuhrhygienekontrollen relevant sind (

HYPERLINK "http://www.pis.gov.pl/userfiles/file/akty_prawane_2/196_1423.pdf"
Gesetzblatt Nr. 196, Pos. 

HYPERLINK "http://www.pis.gov.pl/userfiles/file/akty_prawane_2/196_1423.pdf"
1423);

· vom 14. Februar 2007 über einen Musterantrag für Einfuhrhygienekontrollen und ein Zertifikat der Einhaltung der Gesundheits- und Sicherheitsanforderungen (Gesetzblatt Nr. 44, Pos. 286).
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Lebensmitteleinfuhr – Verordnung (LMEV): Verordnung vom 15. September 2011 über die Durchführung der veterinärrechtlichen Kontrollen bei der Einfuhr und Durchfuhr von Lebensmitteln tierischen Ursprungs aus Drittländern sowie über die Einfuhr sonstiger Lebensmittel aus Drittländern (BGBI. IS. 1860)  
Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) besitzt eine Liste von Zollstationen und dazugehörigen Grenzkontrollstellen und anderen Einfuhrpunkten, wo lebende Tiere und Waren für die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr abgefertigt werden. 
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Verordnungen LIVSFS 2006:4 der Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket) zu tierischen Lebensmitteln importiert aus Drittländern;

Verordnungen der  Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket) zur Kontrolle einiger Gemüsesorten und einiger aus Drittländern importierter zusammengesetzter Nahrungsmittel (LIVSFS 2011:14);

Verordnungen der  Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket) zur Kontrolle des Handels von tierischen Nahrungsmitteln in der EG (LIVSFS 2005:22).

14. 
Überwachung von Pilzen
Welche EU-Verordnungen betreffen die Produktion und Vermarktung von Pilzen?
Lebensmittelunternehmen, die frische Wildpilze oder getrocknete Kulturpilze verarbeiten, sammeln, lagern und verkaufen, müssen die gesetzlichen Anforderungen aus Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene (Amtsblatt EU L 139, 30.04.2004, S.1) einhalten.

Welche Pilzarten sind für die Produktion und Vermarktung zugelassen?

Die Verordnung des polnischen Gesundministers vom 17. Mai 2011 zu Pilzen, die zur Vermarktung zugelassen sind, zur Produktion verarbeiteter Pilze sowie von Lebensmitteln, die Pilze enthalten, zur Klassifizierung von Pilzen und Pilz-Sachverständigen bietet in  Anhang 1 eine Liste von Pilzen und eine Produktionsgenehmigung für verarbeitete Lebensmittel, die diese Pilze enthalten und in Anhang 2 eine Liste zugelassener verarbeiteter Lebensmittel, die Pilze enthalten. 
Welche Bedingungen müssen erfüllt sein, um Pilze über das Internet verkaufen zu können?
Für den Verkauf von Pilzen über das Internet gelten in Polen die Bestimmungen des Gesetzes vom 25. August 2006 zu Lebensmittelsicherheit und Ernährung. Demzufolge ist es möglich,  getrocknete und eingelegte Pilze in der Europäischen Union fernzuvertreiben, z.B. über das Internet. Laut diesem Gesetz ist jede Person, die Lebensmittel einschließlich Pilze vertreibt, ein Lebensmittelunternehmer und muss diese Tätigkeiten anmelden. Personen, die Pilze im Internet verkaufen, müssen die entsprechenden Bescheinigungen haben.

Welchen Unterlagen sind erforderlich, um in Ihrem Land frische oder getrocknete Pilze zu vermarkten?
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Den grundlegenden rechtlichen Rahmen für die Produktion und Vermarktung von Pilzen in Polen umfassen:

· Gesetz vom 25. August 2006 zu Lebensmittelsicherheit und Ernährung;

· Verordnung des Gesundheitsministers vom 17. Mai 2011 zu Pilzen, die zur Vermark-tung zugelassen sind, zur Produktion verarbeiteter Pilze sowie von Lebensmitteln, die Pilze enthalten, zur Klassifizierung von Pilzen und Pilz-Sachverständigen.  
Die Verordnung des Gesundheitsministers vom 17. Mai 2011 legt fest, dass frische und getrocknete Wildpilze dem Endverbraucher nur in Läden oder auf Märkten angeboten werden dürfen, und darüber hinaus eine Bescheinigung für frische und getrocknete Pilze vorliegen muss.
Bescheinigungsangträge sind in der o.g. Verordnung spezifiziert; eine Bescheinigung für frische Pilze in Anhang 3, für getrocknete Pilze in Anhang 4.
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Für Mecklenburg-Vorpommern liegt die Pilzberatung in den Händen des öffentlichen Gesundheitsdienstes (Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdients M-V). Diese Aufgabe wird unterstützt durch die Richtlinie zur Pilzberatung und zur Aufklärung von Pilzvergiftungen als Erlaß des Sozialministers. 

Die Deutsche Gesellschaft für Mykologie betrachtet es als eine seiner Hauptaufgaben, die Verantwortung für die Ausbildung und Begutachtung von Pilzexperten zu übernehmen.  Die Gesellschaft hat ein ausgewogenes Bildungsprogramm eingerichtet, das für ganz Deutschland übernommen wurde.

Die Berechtigung für diese Beratungsfunktion wird durch einen Ausweis der Deutschen Gesellschaft für Mykologie nachgewiesen.

Die Pilzexperten werden den Gesundheitsämtern oder den Veterinär- und Lebensmittelkontrollbehörden zugeordnet. Während der Pilzsaison liegt die Beratungsdienstleistung bei ihnen. Sie beraten die allgemeine Öffentlichkeit zur Genießbarkeit von Wildpilzen und helfen bei der Klärung einer Pilzvergiftung.
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Das Schwedische Giftinformationszentrum (Giftinformationscentralen) berät über Gifte.

Hilfe bei der Pilzbestimmung bieten Naturgeschichtemuseen.  

15. Überwachung von Nahrungsergänzungsmitteln
 
Was ist ein Nahrungsergänzungsmittel?

Ein Nahrungsergänzungsmittel ist ein Nahrungsmittel, das die normale Nahrungsaufnahme ergänzen soll und eine konzentierte Quelle an Vitaminen oder Mineralien darstellt bzw. eine Quelle anderer Einfach- oder Mehrfachkonzentraten von Stoffen, die eine Ernährungs- oder Physiologiewirkung haben, und das in einer dosierten Form in den Verkehr gebracht wird, mit der Ausnahme von Erzeugnissen, die nach dem Arzneimittelgesetz Eigenschaften medizinischer Produkte aufweisen. Nahrungsergänzungsmittel können in ihrer Zusammensetzung Vitamine und Mineralien enthalten, die natürlicherweise in Lebensmitteln vorkommen und als Teil derselben konsumiert werden sowie andere Stoffe, die Ernährungs- oder Physiologiewirkungen aufweisen. 

Welche Verordnungen der EG-Lebensmittelgesetzgebung bestimmen Nahrungsergänzungsmittel?

Verordnung (EG) Nr. 1170/2009 der Kommission vom 30. November 2009 zur Änderung der Richtlinie 2002/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Listen von Vitaminen und Mineralstoffen sowie ihrer Verbindungen, die Lebensmitteln zugesetzt bzw. bei der Herstellung von Nahrungsergänzungsmitteln verwendet werden dürfen.

Welche Formen können Nahrungsergänzungsmittel annehmen?

Nahrungsergänzungsmittel sind für die Verwendung in kleinen, abgemessenen Mengeneinheiten vorgesehen und kommen in folgenden Formen vor:

· Kapseln;

· Tabletten;

· Pillen;

· Pulverbeutel;

· Flüssigampullen;

· Flaschen mit Tropfeinsätzen;

· Pulver;

· Sirup.

Welche zusätzlichen Angaben müssen in der Kennzeichnung von Nahrungsergänzungsmitteln enthalten sein neben den gesetzlich erforderlichen grundlegenden Informationen hinsichtlicher der Nahrungsmittelkennzeichnung?

Die Kennzeichnung von Nahrungsergänzungsmitteln auf dem Markt sollte gemäß den Verordnungen über Lebensmittelkennzeichnung zusätzlich zu den Grundinformationen folgende Angaben umfassen:

· den Begriff "Nahrungsergänzungsmittel";

· Bezeichnungen der Kategorien der enthaltenen Nährstoffe oder der Stoffe, die das Produkt charakterisieren oder einen Hinweis auf ihre Eigenschaften;

· die Produktmenge, die für den täglichen Verzehr empfohlen wird;

· eine Warnung, dass die empfohlene Tagesdosis nicht überschritten werden darf;

· einen Hinweis, dass Nahrungsergänzungsmittel nicht als Ersatz für eine ausgewogene Ernährung verwendet werden dürfen;

· eine Warnung, dass Nahrungsergänzungsmittel außerhalb der Reichnweite von Kindern aufbewahrt werden sollten.

Der Gehalt an Vitaminen und Mineralien und anderer Stoffe mit Ernährungs- oder Physiologiewirkung eines Nahrungsergänzungsmittels ist auf der Kennzeichnung zu beziffern.

Gibt es besondere rechtliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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Gesetzgebung zu Nahrungsergänzungsmitteln auf nationaler Ebene:

· Gesetz vom 25. August 2006 zu Lebensmittelsicherheit und Ernährung (Gesetzblatt  von  2010, Nr. 136, Pos. 914, in der jeweils geltenden Fassung);

· Verordnung des Gesundministers vom 9. Oktober 2007 zur Zusammenstellung und  Kennzeichnung von Nahrungsergänzungsmitteln (Gesetzblatt Nr. 196, Pos. 1425, in der jeweils geltenden Fassung).

Ein Lebensmittelunternehmer auf dem Markt, der Nahrungsergänzungsmittel erstmalig inverkehrbringt oder dies plant, muss die Staatliche Sanitärinspektion über ein elektronisches Mitteilungssystem in Kenntnis setzen.  
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Nahrungsergänzungsmittelverordnung (NemV) vom 24. Mai 2004: 

Die NemV regelt die Zusammensetzung und die Kennzeichnung von Nahrungsergänzungs-mitteln und die Pflicht zur Anzeige. 

Nach § 5 NemV  ist eine Anzeige an das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) erforderlich bevor ein Nahrungsergänzungsmittel in Verkehr gebracht wird. Dies kann im Internet oder mit dem entsprechenden Formular erfolgen.
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Gesetzgebung auf nationaler Ebene siehe Verordnung LIVSFS 2003:9 der Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket) sowie die nationale Leitlinie „Nahrungsergänzungs-Leitfaden“ (“Kosttillskott vägledning”). 

Bei der Kontrolle der Inhaltstoffe ist es sinnvoll, mit der ESCO-Liste und Efsas-Liste abzugleichen (Liste von Pflanzen, die Berichten zufolge natürlichweise vorkommende Stoffe enthalten, die bei der Verwendung in Lebensmitteln oder Nahrungsergänzungsmitteln eine mögliche Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellen). In Schweden gibt es darüber hinaus den VOLM-Leitfaden  (“VOLM vägledning”, Leitfaden über Pflanzen und –teile, die in Lebensmitteln ungeeignet sind) die den gleichen Zweck erfüllt wie die ESCO-Liste.

Nicht jedes Nahrungsergänzungsmittel muss registriert werden bevor es auf den Markt gebracht wird. 

16. Überwachung von Lebensmitteln für besondere Ernährungszwecke
Was sind die wichtigsten EG-Verordnungen zur Regelung der Überwachung von Lebensmitteln für besondere Ernährungszwecke?

 

Die Verordnungen hinsichtlich Lebensmittel für besondere Ernährungszwecke sind auf europäischer Ebene vereinheitlicht durch die Richtlinie 2009/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 zu Lebensmitteln für besondere Ernährungszwecke.

Besondere Bestimmungen werden durch Richtlinien und Verordnungen festgelegt und beinhalten insbesondere Empfehlungen zur Art und Zusammensetzung der Produkte und zur Kennzeichnung:

· Verordnung (EG) Nr. 1243/2008 der Kommission vom 12. Dezember 2008 zur Änderung der Anhänge III und VI der Richtlinie 2006/141/EG hinsichtlich der Anforderungen an die Zusammensetzung bestimmter Säuglingsanfangsnahrunghttp://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2008-1243_pl_dietetyczne.pdf;

· Verordnung (EG) Nr. 953/2009 der Kommission vom 13. Oktober 2009 über Stoffe, die Lebensmitteln für eine besondere Ernährung zu besonderen Ernährungszwecken zugefügt werden dürfenhttp://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2009-953_pl_dietetyczne.pdf;

· Verordnung (EG) Nr. 41/2009 der Kommission vom 20. Januar 2009 zur Zusammensetzung und Kennzeichnung von Lebensmitteln, die für Menschen mit einer Glutenunverträglichkeit geeignet sindhttp://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2009-41_pl_gluten.pdf.

Zusätzlich zu den detaillierten rechtlichen Verordnungen für diese Produktgruppe müssen Lebensmittel für besondere Ernährungszwecke die Anforderungen der sonstigen Gesetzgebung erfüllen bezüglich Kennzeichnung, Ernährung und gesundheitsbezogene Angaben, Lebensmittelzusatzstoffe, Kontaminanten, Rückstände und Chemikalieneinsatz zum Pflanzenschutz, Lagerung und Beförderung von Pflanzen.

Gemeinschaftsverordnungen und Informationen zu Lebensmitteln für besondere Ernährungszwecke sind verfügbar auf der Internetseite der Europäischen Kommission unter

http://EG.europa.eu/food/food/Kennzeichnungnutrition/nutritional/index_en.htm
Was sind Lebensmittel für besondere Ernährungszwecke?

Lebensmittel für besondere Ernährungszwecke – Lebensmittel, die sich aufgrund ihrer besonderen Zusammensetzung oder Vorbereitung deutlich von anderen verbreiteten Lebensmitteln unterscheiden, und die laut der Angabe auf der Verpackung auf den Markt gebracht wurden, um die besonderen Ernährungsbedürfnisse zu befriedigen von:

· Personen, deren Verdauung und Stoffwechsel gestört sind, oder Personen, die aufgrund ihrer speziellen körperlichen Voraussetzungen besonders von der kontrollierten Aufnahme bestimmter Stoffe profitieren (in diesen Fällen bezeichnet man die entsprechenden Lebensmittel als „diätetische Nahrungsmittel";

· gesunden Säuglingen und kleinen Kinder im Alter von 1 bis 3 Jahren.

 

Für welche Verbrauchergruppen sind die Lebensmittel für besondere Ernähungszwecke vorgesehen?

 
Lebensmittels für besondere Ernährungszwecke sind für: 

· Kinder und Säuglinge;

· übergewichtige Menschen;

· Diabetiker;

· Menschen mit Glutenintoleranz;

· Sportler;

· Patienten während einer Nahrungsmitteltherapie;

· Menschen, die wenig Natrium zu sich nehmen.

 

Gibt es besondere Gesetze und rechtliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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Polnische Rechtsakte auf nationaler Ebene zu Lebensmitteln für besondere Ernährungszwecke:

· Gesetz vom 25. August 2006 zu Lebensmittelsicherheit und Ernährung (Gesetzblatt  von  2010, Nr. 136, Pos. 914, in der jeweils geltenden Fassung);

· Verordnung des Gesundministers vom 16. September 2010 zu Lebensmitteln für besondere Ernährungszwecke (Gesetzblatt Nr. 180, Pos. 1214). 

HYPERLINK "http://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament%20Bezpiecze%C5%84stwa%20%C5%BBywno%C5%9Bci%20i%20Zywienia/Prawo%20B%C5%BB/Dietetyczne_DzU_2010_180_1214.pdf"
http://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/Dietetyczne_DzU_2010_180_1214.pdf
 

Die Lebensmittelgruppen für besondere Ernährungszwecke, die in der nationalen  Lebensmittelgesetzgebung Erwähnung finden, umfassen:

1) Säuglingsanfangsnahrung, einschließlich Folgemilch;

2) Beikost – Getreide- und andere Fertigbreie für Säuglinge und kleine Kinder bis 3 Jahre;

3) kalorienreduzierte Lebensmittel für die besondere Ernährung zur Gewichtsreduktion;

4) diätetische Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke;

5) Lebensmittel für Personen mit gesteigertem Energieverbrauch, insbesondere Sportler;

6) Lebensmittel für Personen mit eingeschränktem Kohlenhydrat-Stoffwechsel (Diabetes);

7) natriumarme Lebensmittel, einschließlich natriumarmes oder –freies Speisesalz;

8) glutenfreie Nahrungsmittel.

Regeln für das erstmalige Inverkehrbringen von Lebensmitteln für besondere Ernährungszwecke werden in den Artikeln 29, 30 und 31 des Gesetzes vom 25. August 2006 zu Lebensmittelsicherheit und Ernährung beschrieben. 

Laut Artikel 29 Abschnitt 1 des o.g. Gesetzes sind Meldungen an die Staatliche Sanitärinspektion (Państwowa Inspekcja Sanitarna) pflichtmäßig vorgeschrieben für das erstmalige Inverkehrbringen von Säuglingsnahrung und Lebensmittel der Gruppen 4-8 der obenstehenden Aufzählung. 
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Verordnung über dietetische Lebensmittel in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. April 2005 (Diätverordnung):
Die Diätverordnung beinhaltet besondere Bestimmungen hinsichtlich der Zusammensetzung, Herstellung und Kennzeichnung diätetischer Lebensmittel. Diätetische Lebensmittel müssen für ihren beabsichtigten Zweck geeignet sein und müssen sich in ihrer Spezialzusammensetzung oder Herstellungsart deutlich von normalen Lebensmitteln unterscheiden. 
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Allgemeine Bestimmungen stehen in Verordnung SLVFS 2000:14 der Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket) zu Lebensmitteln für besondere Ernährungszwecke. Die Bestimmungen basieren auf Richtlinie 2009/39/EG. SLVFS 2000:14 beinhaltet Bestimmungen, die für alle Produktgruppen zutreffen. Neben diesen Bestimmungen gibt es gesonderte Verordnungen zu:

1. Säuglingsnahrung und Folgemilch (SLVFS 2008:2);

2. Babynahrung (SLVFS 1997:27);

3. Lebensmittel zur Gewichtsreduktion (SLVFS 1997:30);

4. Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke (SLVFS 2000:15).

17. Überwachung neuartiger Lebensmittel
 

Was versteht man unter dem Begriff neuartige Lebensmittel und welche EU-Verordnungen bestimmen ihre Vermarktung?

Laut Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Januar 1997 über neuartige Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten werden solche Lebensmittel und -zutaten als neuartig angesehen, die bis dato (anzusetzen ist hier das Datum des Inkrafttretens der Verordnung, d.h. der 15. Mai 1997) von der Gemeinschaft noch nicht umfangreich für den menschlichen Konsum eingesetzt wurden. 

Zusätzlich gilt Verordnung (EG) Nr. 1852/2001 der Kommission vom 20. September 2001 mit Durchführungsbestimmungen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates für die Information der Öffentlichkeit und zum Schutz der übermittelten Informationen. 

 

Wie ist die Vorgehensweise beim Inverkehrbringen neuartiger Lebensmittel auf dem Markt der Europäischen Gemeinschaft?
 
Das Antragsverfahren wird in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 258/97 beschrieben. Es besteht darin, dass ein Antrag an die zuständige Behörde im jeweiligen Mitgliedstaat zu richten ist durch den Unternehmer, der die Markteinführung von Lebensmitteln oder -zutaten als neuartige Lebensmittel oder -zutaten plant.

Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 258/97 muss die Person, die plant, ein neuartiges Lebensmittel oder eine neuartige Lebensmittelzutat in Verkehr zu bringen, einen Antrag in dem Mitgliedsstaat stellen, in dem das Erzeugnis erstmals auf den Markt kommt. Gleichzeitig ist eine Kopie des Antrags an die Kommission zu schicken.

Der Antrag soll umfassen:

· die notwendigen Informationen einschließlich Kopien der durchgeführten Forschungsarbeiten zum Erzeugnis, dem der Antrag gilt, sowie sämtliche zusätzliche Unterlagen, die belegen, dass das Erzeugnis bzw. die Zutat den Anforderungen aus Artikel 3 Abschnitt 1 der o.g. Verordnung entspricht;

· einen Kennzeichnungsvorschlag, der mit Artikel 8 der o.g. Verordnung konform ist;

· eine Zusammenfassung der Akte des eingereichten Antrags.

 

Nach abgeschlossenem Antragsverfahren geben die Europäische Kommission und der Rat ihren Beschluss für eine Zulassung oder ein Verbot aus, welcher im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft veröffentlich wird.Schon der Beschluss für die Zulassung durch die Kommission berechtigt den Unternehmer, das neuartige Lebensmittel oder die neuartige Lebensmittelzutat in der Gemeinschaft zu verkaufen.

 

Was wird festgelegt im Beschluss zur Berechtigung zur erstmaligen Vermarktung neuartiger Lebensmittel?
 

Gemäß Artikel 7 Abschnitt 2 der o.g. Verordnung definiert ein solcher Beschluss den Umfang der Vermarktungsberechtigung und (falls zutreffend):

· die Bedingungen der Verwendung des Lebensmittels oder der -zutat;

· die vorgesehene Verwendung des Lebensmittels oder der -zutat sowie dessen/deren Spezifikation;

· besondere Anforderungen an die Kennzeichnung.

 
Sind Abweichungen vom bestehenden Antragsverfahren möglich?
 

Gemäß Artikel 5 der o.g. Verordnung ist ein vereinfachtes Verfahren, eine sog. Mitteilung, möglich bei Lebensmitteln oder Lebensmittelzutaten, bei denen aufgrund von verfügbarer und allgemein anerkannter wissenschaftlicher Nachweiselage oder Auffassung davon ausgegangen werden kann, dass sie im Wesentlichen gleichwertig sind mit schon vorhandenen Lebensmitteln oder -zutaten hinsichtlich ihrer Zusammensetzung, ihres Nährwertes, ihrer Verstoffwechslung, ihrer vorgesehenen Verwendung und der Menge der ihn ihr enthaltenen unerwünschten Substanzen.

 

Wo sind Informationen über neuartige Lebensmittel verfügbar?

Eine Informationsquelle zum Status der Komponenten ist der von der Europäischen Kommission erstellte Katalog neuartiger Lebensmittel, zu finden auf der Seite der Kommission unter:

http://EG.europa.eu/food/food/biotechnology/novelfood/nfnetweb/mod_search/index . cfm
 
Gibt es besondere Gesetze oder gesetzliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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Zusätzlich zu den EG-Gesetzen werden in Polen die Vorgehensweisen für die Sicherheitsprüfung und Zulassung neuartiger Lebensmittel im Gesetz zur Lebensmittelsicherheit und Ernährung vom 25. August 2006 (Gesetzblatt von 2010, Nr. 136, Pos. 914  in der jeweils geltenden Fassung) bestimmt. Die zuständige Behörde hierfür ist die Staatliche Sanitärinspektion (Państwowa Inspekcja Sanitarna), und Anträge sind an sie zu richten. Auf ihrer Seite ist eine Liste von Produkten verfügbar, die eine Statuserklärung erfordern: http://www.gis.gov.pl/suplementy/?id=2 
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Es gilt die Neuartige Lebensmittel- und Lebensmittelzutaten-Verordnung (NLV) in der Neufassung vom 14. Februar 2000. 

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) ist als zuständige Lebensmittelprüfstelle dafür verantwortlich,  den Antrag zu prüfen und eine Erstuntersuchung gemäß Artikel 4 Paragraph 1 Satz 1 und Paragraph 2 der Verordnung (EG) Nr. 258/97 durchzuführen. 
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Keine nationale Gesetzgebung hierzu.

18. Überwachung angereicherter Lebensmittel
 

Was bedeutet Lebensmittelanreicherung?

 

Laut Definition der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO) und Weltgesundheitsorganisation (WHO) von 1994 bedeutet Lebensmittelanreicherung, dass ausgewählten Produkten ein oder mehrere Nährstoffe zugesetzt werden, unabhängig davon, ob diese in diesem Lebensmittel natürlicherweise vorkommen oder nicht.

 
Welche Verordnungen der Europäischen Gemeinschaft regeln die Anreicherung von Lebensmitteln?

· Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über den Zusatz von Vitaminen und Mineralstoffen sowie bestimmten anderen Stoffen zu Lebensmittelnhttp://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2006-1925_pl_wzbogacanie.pdf;

· Durchführungsverordnung (EU) Nr. 307/2012 der Kommission vom 11. April 2012 zur Festlegung von Durchführungsvorschriften für die Anwendung von Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zusatz von Vitaminen, Mineralstoffen sowie bestimmten anderen Stoffen zu Lebensmittelnhttp://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2012-307_pl_wzbog.pdf;

· Durchführungsverordnung (EU) Nr. 489/2012 der Kommission vom 8. Juni 2012 zur Festlegung von Durchführungsbestimmungen für die Anwendung des Artikels 16 der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zusatz von Vitaminen und Mineralstoffen sowie bestimmten anderen Stoffen zu Lebensmittelnhttp://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2012-489_pl_wzbog_info_do_KE.pdf;

· Verordnung (EG) Nr. 1170/2009 der Kommission vom 30. November 2009 zur Änderung der Richtlinie 2002/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Listen von Vitaminen und Mineralstoffen sowie ihrer Verbindungen, die Lebensmitteln zugesetzt bzw. bei der Herstellung von Nahrungsergänzungsmitteln verwendet werden dürfenhttp://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2009-1170_pl_wzbog_supl.pdf. 

 
Gemeinschaftsverordnungen und Informationen zu angereicherten Lebensmitteln sind auf der Seite der Europäischen Kommission verfügbar unter:

http://EG.europa.eu/food/food/Kennzeichnungnutrition/Vitamine/index_en.htm 

Wie lauten die allgemeinen Anforderungen für den Zusatz von Vitaminen und Mineralstoffen in Lebensmitteln?

 

Vitamine oder Mineralstoffe, die Lebensmitteln zugesetzt werden dürfen, sind in der Liste in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 spezifiziert, während die Methoden hierfür in Anhang II aufgeführt sind. Diese unterliegen den Bestimmungen aus dieser Verordnung.

Vitamine und Mineralstoffe dürfen nicht rohen Lebensmitteln zugesetzt werden (dies schließt insbesondere Obst, Gemüse, Fleisch, Geflügel und Fisch ein) und nicht Getränken, die mehr als 1,2% vol. Alkohol enthalten (ausgenommen sind bestimmte Produkte in Derogation). 

Der Zusatz eines Vitamins oder Mineralstoffes zu einem Lebensmittel muss den Vitamin- bzw. Mineralstoffgehalt dieses Lebensmittels auf einen signifikanten Anteil (mind. 15%) der empfohlenen täglichen Einnahmemenge bringen wie für Kennzeichnungszwecke festgelegt und in den Verordnungen für Lebensmittelkennzeichnung spezifiziert als Ernährungswert pro 100g oder 100ml bzw. pro Verpackung, wenn die Verpackung nur eine einzelne Portion enthält.

 
Was sind die Zwecke und Vorteile der Lebensmittelanreicherung? 

Lebensmittelanreicherung wird als die effektivste und kostengünstigste Art und Weise der Vorbeugung von Vitamin- und Mineralstoffmangel in der Bevölkerung angesehen, effektiver als Nahrungsergänzungsmittel. 

Ziele der Lebensmittelanreicherung sind:

· Nährstoffmangel vorbeugen;

· Kompensation des Nährstoffverlustes durch technische Prozesse;

· Aufwertung von Ersatzlebensmitteln durch deren Angleichung an das Naturprodukt hinsichtlich des Nährstoffgehaltes;

· Erhöhung des Nährstoffgehaltes in Spezialnahrungsmitteln, soweit dies für die Gesundheit und Entwicklung des Organismus relevant ist.

Vorteile der Lebensmittelanreicherung:

· hohe vorbeugende Effektivität; 

· Möglichkeit eines Langzeiteffektes;

· einfache Standardisierung und Kontrolle;

· kostengünstig.

 
Gibt es zusätzliche Verordnungen hinsichtlich der Kennzeichnung angereicherter Lebensmittel?

Unabhängig von Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006, der definiert, in welchem Umfang Nährwertangaben zu Lebensmitteln mit Vitamin- und Mineralstoffzusatz obligatorisch auf der Verpackung verzeichnet sein müssen, können Lebensmittel jetzt schon zusätzlich gekennzeichnet werden in Übereinstimmung mit Artikel 30 - 35 des Korrigendums zur Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Information der Verbraucher über Lebensmittel und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 87/250/EWG der Kommission, der Richtlinie 90/496/EWG des Rates, der Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, der Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2002/67/EG und 2008/5/EG der Kommission und der Verordnung (EG) Nr. 608/2004 der Kommission (Amtsblatt L 304, 22.11.2011).

In Übereinstimmung mit den Bestimmungen aus Artikels 30 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 müssen die obligatorischen Nährwertangaben folgende Informationen enthalten: Energiewert, Menge gesättigter Fettsäuren, Kohlenhydrate, Zucker, Eiweiß und Salz. Zusätzlich notwendige Informationen zum Nährwert des angereicherten Lebensmittels sind die Menge der Vitamine und Mineralstoffe, die im Lebensmittel nach der Anreicherung enthalten sind.

Die Kennzeichnung von Produkten mit zugesetzten Vitaminen und Mineralstoffen kann einen deutlichen Hinweis auf die Anreicherung enthalten, solange dieser den Anforderungen aus Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 entspricht.

 

Gibt es besondere Gesetze und gesetzliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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Gesetz vom 25. August 2006 zur Lebensmittelsicherheit und Ernährung (Gesetzblatt von  2010, Nr. 136, Pos. 914, in der jeweils geltenden Fassung);

Verordnung des Gesundministers vom 16. September 2010 zur Lebensmittelanreicherung (Gesetzblatt Nr. 174, Pos. 

HYPERLINK "http://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament%20Bezpiecze%C5%84stwa%20%C5%BBywno%C5%9Bci%20i%20Zywienia/Prawo%20B%C5%BB/ROZPORZ%C4%84DZENIE_wzbogacajace_174_1184.pdf"
1184);

In Polen sind folgende Anreicherungen vorgeschrieben:

· Salz mit Jod;

· Margarine mit Vitaminen A und D.

Darüberhinaus wird die Anreicherung von Mehl mit Folsäure geprüft. 

Die Angabe der Nährwerte auf der Verpackung ist für Produkte mit Vitamin- und Mineralstoffanreicherung vorgeschrieben. Hierzu gehören die Angaben, die in den Regeln zur Nährwertkennzeichnung spezifiziert sind, d.h. Energiewert, Eiweiß, Kohlenhydrate, Zucker, Fett, Fettsäuren, Ballaststoffe und Natrium sowie die Gesamtmengen der zugesetzten Vitamine und Mineralstoffe im Lebensmittel. Die Art der Kennzeichnung und Darstellung der notwendigen Informationen muss in Übereinstimmung mit der Verordnung des Ministers für Gesundheit zur Kennzeichnung von Nährwerten in Lebensmitteln vom 25. Juli 2007 erfolgen.
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Lebenmittelzusatzstoffe werden in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1333/200 definiert. 

Laut Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) § 2 Absatz 3 stehen den Lebensmittelzusatzstoffen gleich:

1.  Stoffe mit oder ohne Nährwert, die üblicherweise weder selbst als Lebensmittel verzehrt noch als charakteristische Zutat eines Lebensmittels verwendet werden und die einem Lebensmittel aus anderen als technologischen Gründen beim Herstellen oder Behandeln zugesetzt werden, wodurch sie selbst oder ihre Abbau- oder Reaktionsprodukte mittelbar oder unmittelbar zu einem Bestandteil des Lebensmittels werden oder werden können; ausgenommen sind Stoffe, die natürlicher Herkunft oder den natürlichen chemisch gleich sind und nach allgemeiner Verkehrsauffassung überwiegend wegen ihres Nähr-, Geruchs- oder Geschmackswertes oder als Genussmittel verwendet werden,

2.  Mineralstoffe und Spurenelemente sowie deren Verbindungen außer Kochsalz,

3.  Aminosäuren und deren Derivate,

4.  Vitamine A und D sowie deren Derivate

Mineral- und Spurenelemente sowie Vitamine A und D müssen registriert werden mit allgemeinem Antrag gemäß § 54 LFGB oder Sondergenehmigung gemäß § 64 LFGB (wenn nicht anders spezifiziert in der Verordnung zur Vitaminanreicherung).
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Vorgeschrieben ist die Anreicherung von Milch, Margarine und Backfett. 

Es gilt die Verordnung  SLVFS 1983:2 der Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket) über die Anreicherung von Lebensmitteln.

19. Lebensmittelkennzeichnung 
 

Was beinhaltet der Begriff "Kennzeichnung"?

Lebensmittelkennzeichnung umfasst alle Angaben, Kennzeichnungen, Hersteller- oder Handelsmarken, Abbildungen oder Zeichen, die sich auf ein Lebensmittel beziehen und auf jeglicher Art von Verpackung, Schriftstück, Tafel, Etikett, Ring oder Verschluß angebracht sind und dieses Lebensmittel begleiten oder sich auf dieses Lebensmittel beziehen.

Die Kennzeichnung von Lebensmittelprodukten muss Angaben enthalten, die relevant sind für den Schutz von Leben und Gesundheit; insbesondere den Verkehrsnamen des Produktes und andere Informationen, mithilfe derer das Produkt identifiziert und von anderen Lebensmittel unterschieden werden kann.

 

Welche Verordnungen steuern die Kennzeichnung von Lebensmitteln im Gemeinschaftsrecht?

· Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel;

· Verordnung (EG) Nr. 608/2004 der Kommission vom 31. März 2004 über die Etikettierung von Lebensmitteln und Lebensmittelzutaten mit Phytosterin-, Phytosterinester-, Phytostanol- und/oder Phytostanolesterzusatzhttp://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2004-608_pl_fitosterole.pdf;

· Verordnung (EG) Nr. 353/2008 der Kommission vom 18. April 2008 zur Festlegung von Durchführungsbestimmungen für Anträge auf Zulassung gesundheitsbezogener Angaben gemäß Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parlaments und des Rateshttp://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2008-353_pl_o%C5%9Bwiadczenia_zm.pdf; 

· Verordnung (EG) Nr. 1169/2009 der Kommission vom 30. November 2009 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 353/2008 zur Festlegung von Durchführungsbestimmungen für Anträge auf Zulassung gesundheitsbezogener Angaben gemäß Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parlaments und des Rateshttp://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/2009-1169_pl_o%C5%9Bwiadcz.pdf;

· Verordnung (EU) Nr. 432/2012 der Kommission vom 16. Mai 2012 zur Festlegung einer Liste zulässiger anderer gesundheitsbezogener Angaben über Lebensmittel als Angaben über die Reduzierung eines Krankheitsrisikos sowie die Entwicklung und die Gesundheit von Kindernhttp://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/432_2012.pdf;

· Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit, insb. Artikel 16 zur Aufmachung.

Am 22. November 2011 veröffentlichte das Amtsblatt der Europäischen Union die Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Information der Verbraucher über Lebensmittel. Diese neue  Verordnung soll gewährleisten, dass die Verbraucher bewusstere Entscheidungen beim Lebensmitteleinkauf treffen können. Das Dokument ist recht lang und umfassend und besteht aus einer Präambel, 55 Artikeln und 15 detaillierten Anhängen. Neue und bisher nicht definierte Begriffe werden darin spezifiziert, u.a.:  „Lesbarkeit“, „Etikett“, „Kennzeichnung“, „Sichtfeld“, „Hauptsichtfeld“ sowie auch Definitionen für Begriffe aus der Verordnung wie z.B. "beschreibende Bezeichnung“, „verkehrsübliche Bezeichnung,” etc. Der Begriff „technisch hergestelltes Nanomaterial“, der hier eingeführt wird, ist eine vollkommene Neuerscheinung. Die Bestimmungen der Verordnung gelten für alle Phasen der Lebensmittelkette, in denen Informationen über das Lebensmittel an die Verbraucher übermittelt werden, einschließlich aller Lebensmittel, die für den Endverbraucher vorgesehen sind und Erzeugnisse, die über Essensversorger und Transportdienste angeboten werden.

Bis zum Datum des Inkrafttretens der o.g. Verordnung, d.h. bis zum 13. Dezember 2014, ist die Frage der Kennzeichnung von Nahrungsmitteln durch nationale Gesetze geregelt.

Darüber hinaus regeln mehrere Verordnungen sowohl der nationalen als auch Gemeinschafts- Gesetzgebung die Kennzeichnungspflicht verschiedener Lebensmittelarten, wie z.B. Lebensmittel für besondere Ernährungszwecke, Nahrungsergänzungsmittel, organische Lebensmittel, bestrahlte Lebensmittel, natürliches Mineralwasser, Quell- und Tafelwasser, genetisch veränderte Lebensmittel, Lebensmittel tierischen Ursprungs. Diese Verordnungen bestimmen die Details für die jeweilige Kennzeichnung.

 
Welche Bedingungen muss die Lebensmittelkennzeichnung erfüllen? 

Die Kennzeichnung von Lebensmittelerzeugnissen: 

· muss für den Verbraucher verständlich sein;

· muss gut sichtbar, deutlich lesbar und unverwischbar sein und auf der Verpackung leicht auffindbar angezeigt werden;

· darf den Verbraucher nicht irreführen, insbesondere, was die Merkmale des Produkts betrifft (einschließlich dessen Name, Typ, Eigenschaften, Zusammensetzung, Menge, Haltbarkeit, Herkunftsort und Herstellungsart);

· darf dem Produkt keine Wirkung oder Eigenschaften zuschreiben, die es nicht hat; es darf keine besonderen Eigenschaften suggerieren, wenn alle vergleichbaren Produkte solche Eigenschaften auch haben (z.B. dass Pflanzenöl kein Cholesterin enthält);

· darf einem Lebensmittelprodukt keine vorbeugende oder heilende Wirkung für Krankheiten zuschreiben.

 
Welche Informationen müssen auf dem Lebensmitteletikett enthalten sein?

Auf dem Etikett eines Lebensmittelerzeugnisses müssen die folgenden Informationen vorhanden sein:

· Name (Verkehrsbezeichnung) des Lebensmittels;

· Liste der enthaltenen Zutaten im Lebensmittel;

· Mindesthaltbarkeitsdatum;

· Zubereitungs- bzw. Einnahmebeschreibung, falls deren Fehlen zu einer falschen Verwendung des Lebensmittels führen könnte;

·  Angaben zu:

a) der natürlichen oder rechtlichen Person bzw. der Organisationseinheit ohne Rechtspersönlichkeit, die:

· das Lebensmittel herstellt oder verpackt oder

· das Lebensmittel in Verkehr bringt, falls diese Tätigkeit registriert ist auf dem Gebiet eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union oder eines Mitgliedsstaates des Europäischen Freihandelsabkommens (EFTA), der zum Europäischen Wirtschaftsraum gehört,

b) Ursprungs- oder Herkunftsort, falls das Fehlen dieser Informationen den Verbraucher über den tatsächlichen Ursprung oder die wahre Herkunft des Lebensmittels irreführen könnte.

· Nettoinhalt oder Stückzahl des Lebensmittels in der Verpackung;

· Lagerungsbedingungen/Lagerdauer, falls das Fehlen dieser Informationen den Verbraucher irreführen könnte;

· Kennzeichnung der Produktionscharge;

· Güteklasse (falls eine entsprechende Pflicht hierzu besteht laut der Gesetzgebung zu den detaillierten Anforderungen an die Qualität von landwirtschaftlichen Erzeugnissen oder ihrer Gruppen), oder andere Gütesiegel einer Handelsqualitätsklasse (falls vorhanden und falls die Verpflichtung zu einer solchen Angabe für den Verbraucher durch andere Verordnungen gegeben ist).

 

Was sind ernährungsbezogene Angaben?

Eine solche Angabe ist eine Informationsübermittlung oder Beschreibung (einschließlich bilderhafter, graphischer oder symbolischer Präsentationen jeglicher Art), die unter der derzeitigen Lebensmittelgesetzgebung nicht Pflicht ist und die audrückt, suggeriert oder impliziert, dass ein Lebensmittel besondere Merkmale hat.

Der Einsatz solcher Angaben in Bezug auf Lebensmittel wird streng reguliert durch Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel. Die Grundsätze für den Einsatz ernährungs- und gesundheitsbezogener Angaben in allen Formen der Handels-Informationsübermittlung in Bezug auf Lebensmittelerzeugnisse für Verbraucher, einschließlich deren Kennzeichnung, Vermarktung und anderer Präsentationsformen,  wurden durch diese Verordnung auf EU-Ebene angeglichen.

Die Verordnung unterscheidet zwei Kategorien an Aussagen, die für Nahrungsmittel verwendet werden können: 

· ernährungsbezogene Angaben;

· gesundheitsbezogene Angaben.

Ernährungsbezogene Angaben sind jegliche Angaben, die audrücken, suggerieren oder implizieren, dass ein Lebensmittel besondere nützliche Ernährungseigenschaften hat. Eine ernährungsbezogene Angabe kann sich auf den Energie- und Nährstoffgehalt des Produkts beziehen oder vorgeben, eine erhöhte oder reduzierte Menge (z.B. an Ballaststoffen oder Vitaminen) zu enthalten. 

Der Anhang zu Verordnung Nr.1924/2006 enthält eine Liste von zulässigen ernährungsbezogenen Angaben. Ihre Verwendung ist nur dann möglich, wenn die betroffenen Produkte bestimmten Kriterien genügen, die im allgemeinen Text und im Anhang der Verordnung spezifiziert sind.

Gesundheitsbezogene Angaben sind jegliche Angaben, die audrücken, suggerieren oder implizieren, dass es einen Zusammenhang gibt zwischen dem Lebensmittel bzw. seiner Kategorie oder einer seiner Bestandteile und der Gesundheit. Einige Beispiele für solche gesundheitsbezogenen Angaben sind Aussagen wie:

· Kalzium ist notwendig für das normale Wachstum und die Knochenentwicklung von Kindern;

· Magnesium trägt zur ordentlichen Muskelfunktion bei;

· Es ist nachgewiesen, dass Pflanzensterole den Blutcholesterinspiegel senken;

· Ein hoher Cholesterinspiegel ist ein Risikofaktor für Krankheiten der Herzkranzgefäße.

Allgemeine Grundsätze für gesundheitsbezogene Angaben werden durch Verordnung 1924/2006 geregelt. Solche Angaben zu machen ist möglich, wenn das Produkt bestimmte Kriterien erfüllt. Die Verordnungen der Europäischen Kommission zu gesundheitsbezogenen Angaben bezüglich der Gesundheit und Entwicklung von Kindern und der Reduktion von Krankheitsrisiken werden schrittweise veröffentlicht für solche Angaben, die zum EU-Genehmigungsverfahren eingereicht wurden. 

Es ist nicht zulässig, Begriffe und Beschreibungen zu verwenden, die einem Lebensmittel vorbeugende oder heilende Eigenschaften zuschreiben würden oder sich auf solche Eigenschaften beziehen (z.B. beugt Herzinfarkten vor, heilt Magengeschwüre).

Was ist der GDA?

Der GDA (Richtwert für die Tageszufuhr; englisch: Guideline Daily Amount) bestimmt die Aufnahmemenge einzelner Nährstoffe aus der Nahrung, festgelegt durch Wissenschaftler für einen durchschnittlichen, erwachsenen, gesunden Verbraucher.

Welche Verordnungen gibt es zur Nährwehrtkennzeichnung?

· Richtlinie 90/496/EWG des Rates vom 24. September 1990 über die Nährwertkennzeichnung von Lebensmitteln (Amtsblatt EG L 276, 10.6.1990, S.40);

· Richtlinie 2003/120/EG der Kommission vom 5. Dezember 2003 zur Änderung der Richtlinie 90/496/EWG über die Nährwertkennzeichnung von Lebensmitteln (Amtsblatt L 333, 20.12.2003 S. 51).

Welche grundlegenden Informationen über den Nährwert müssen auf dem Lebensmitteletikett stehen?


Die Nährwertkennzeichnung eines Lebensmittels kann Informationen einer der beiden Nährwertgruppen enthalten, aufgelistet in der folgenden Reihenfolge:
Gruppe I:

· Energiewert (Energie);

· Eiweißgehalt;

· Kohlenhydrate und Fett; 

Gruppe II:
· Energiewert (Energie);

· Eiweißgehalt;

· Kohlenhydrate;

· Zucker;

· Fett;

· gesättigte Fettsäuren;

· Ballaststoffe.

Ist die Kennzeichnung von GDA auf der Verpackung Pflicht?


Die Kennzeichnung von GDA auf Lebensmittelverpackungen ist nicht Pflicht. Jedoch verzeichnen viele Lebensmittelhersteller die GDA-Werte freiwillig auf ihren Verpackungen als zusätzliche Information zu den derzeitig gesetzlich vorgeschriebenen Angaben zur Nährwertkennzeichnung.

Wenn auf dem Etikett GDA-Werte verzeichnet sind, muss das Etikett auch die Menge der Nährstoffe pro Portion des Produkts angeben. So sind die Verbraucher in der Lage, die Nährstoffmenge im Produkt, das sie konsumieren, mit der durch Ernährungsexperten empfohlenen Verzehrmenge zu vergleichen.

Beispiele des GDA-Kennzeichnungssystems. 
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Gibt es besondere Gesetze oder gesetzliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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· Gesetz vom 25. August 2006 zur Lebensmittelsicherheit und Ernährung (Gesetzblatt  von 2010, Nr. 136, Pos. 914, in der jeweils geltenden Fassung);

· Verordnung des Minister für Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes vom 10. Juli 2007 zur Kennzeichnung von Lebensmitteln (Gesetzblatt Nr. 137, Pos. 966, in der jeweils geltenden Fassung) spezifizert detailliert den Umfang an Informationen, die in der Kennzeichnung verpackter Lebensmittel enthalten sein müssen und in der Kennzeichnung von Lebensmitteln, die direkt für den Endverbraucher oder für Essensversorger bestimmt sind, sowie die Art und Weise, wie diese Kennzeichnung vorzunehmen ist;

· Gesetz vom 21. Dezember 2000 über die Qualität von landwirtschaftlichen Erzeugnissen (Gesetzblatt  von  2001, Nr. 5, Pos. 44, in der jeweils geltenden Fassung);

· http://www.gis.gov.pl/ckfinder/userfiles/files/Departament Bezpiecze%C5%84stwa %C5%BBywno%C5%9Bci i Zywienia/Prawo B%C5%BB/wartosc odzywcza tj.pdfVerordnung des Gesundministers vom 25. Juli 2007 zur Kennzeichnung von Lebensmitteln mit deren Nährwerten (Gesetzblatt Nr. 137, Pos. 967, in der jeweils geltenden Fassung).
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Die deutsche Gesetzgebung zur Lebensmittelkennzeichnung ist Teil der europäischen Gesetzgebung hierzu. 

Die folgenden gesetzlichen Verordnungen gelten dementsprechend in Deutschland:

· Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) in geänderter Fassung vom 22. August 2011. 

Laut LFGB ist es verboten, Lebensmittel mit irreführender  Kennzeichnung, Information oder Gestaltung auf den Markt zu bringen. Das LFGB legt auch rechtliche und verwaltungstechnische Verstöße durch nicht gesetzeskonforme Kennzeichnung von Lebensmitteln fest.

· Verordnung über die Kennzeichnung von Lebensmittel (LMKV), in geänderter Fassung vom 15. Dezember 1999.

Diese Verordnung regelt die grundlegende gesetzliche Kennzeichnung von Lebensmitteln, die an den Verbraucher in fertiger Verpackung abgegeben werden. Sie dient dem Schutz des Verbrauchers vor Täuschung und Irreführung.

· Los-Kennzeichnungs-Verordnung (LKV) vom 23. Juni 1993.

Diese Verordnung legt fest (mit Ausnahmen), dass nur mit Los gekennzeichnete Lebensmittel in Verkehr gebracht werden dürfen. Aufgrund dieser Kennzeichnung muss das Produkt eindeutig als Teil eines bestimmten Loses klassifiziert werden können. Eine Charge bezeichnet die Menge der Produkte, die in einer Fertigungssserie hergestellt werden. 

· Nährwertkennzeichnungsverordnung (NKV) vom 25. November 1994. 

Ernährungsinformation

In Deutschland wird die Kenntlichmachung in der Regel freiwillig vorgenommen. Sollte der Nährwertgehalt auf einem Produkt angezeigt werden oder Teil einer Werbung sein, muss diese Kenntlichmachung gemäß Richtlinie EG 90/496/EWG in der standardisierten Form erfolgen.
Der Begriff “Richtwert für die Tageszufuhr” (GDA) wird auf deutschen Lebensmittelverpackungen als “empfohlene Tagesdosis” markiert. Die GDA-Etiketten sind zusätzlich zu den Nährwertangaben gemäß Richtlinie 90/496/EEC festgelegt. Diese Richtlinie ist in der Nährwertkennzeichnungsverordnung, die die Nährwertkennzeichnung von Lebensmitteln gesetzlich regelt, bereits berücksichtigt worden.

In Deutschland wird die GDA-Information auf einer Lebensmittelverpackung in tonnenförmigen Feldern dargestellt.

Im November 2011 wurde die Lebensmittelinformationsverordnung erlassen. Sie wird im Dezember 2014 in Kraft treten und frühere Kennzeichnungspflichten im großen Umfang ersetzen. 

Demnach wird es in Europa in der Zukunft eine Kennzeichnungspflicht für den Nährstoffgehalt geben. Zusätzlich zur Kennzeichnungspflicht des Nährstoffgehaltes wird es einfache und verständliche Spezifikationen des Nährwertgehaltes auf der Packungsoberseite geben.
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Verordnung  LIVSFS 2004:27 der Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket) zur Kennzeichnung und Darbietung von Lebensmitteln.

 

 

20. Rationale Ernährung
Was ist rationale Ernährung?

Rationale Ernährung ist die vollständige Versorgung des menschlichen Körpers mit Energie und Nährstoffen, die für das Wachstum und die gute Gesundheit des Menschen notwendig sind, indem die richtigen Mengen und Mengenverhältnisse an Nährstoffen zugeführt werden.  
Was ist eine ausgewogene Ernährung?

Eine ausgewogene Ernährung bedeutet, die Mahlzeiten angemessen über den Tag zu verteilen und die Auswahl aus den verfügbaren Erzeugnissen zum Verzehr so zu treffen, dass die Tagesration neben der benötigten Energiemenge auch alle notwendigen Nährstoffe enthält.  

Das Grundprinzip hinsichtlich der Ernährungsqualität ist die Produktvielfalt, die den Körper mit Energie und allen wichtigen Nährstoffen versorgt, einschließlich Vitamine und Mineralien. Nur eine ausgewogene Ernährung bietet alle notwendigen Nährstoffe. Daher sollte die Produktion von Erzeugnissen vermieden werden, die große Mengen einer Zutat enthalten, während andere Zutaten zu wenig eingesetzt werden.

Welche bestimmten Nährstoffe braucht unser Körper?
Folgende Nährstoffe sind für den menschlichen Körper grundlegend wichtig und essentiell:

· Eiweiße;

· Kohlenhydrate;

· Fette;

· Vitamine;

· Mineralien;

· sowie Wasser und Ballaststoffe.
Nährstoffe dienen drei Funktionen im Körper:
-
Bausteine (Eiweiße, Mineralien) – zur Bildung, Erneuerung und Unterhaltung von 


Gewebe 
-
Energie (Kohlenhydrate, Fette) – zur Versorgung mit Energie.
-
Steuerung (Vitamine, Mineralien) – um Prozesse im Körper zu steuern.
Der Eiweißanteil der täglichen Nahrungsaufnahme sollte 13 - 15% betragen, unter der Bedingung, dass mindestens 50% der Gesamteiweißmenge aus tierischem Eiweiß stammen sollte.
Fette sollten nicht mehr als 30% der Gesamtmenge der Nahrungsenergie ausmachen, mindestens etwa 1/3 alle Speisefette sollten aus Pflanzenölen stammen. Mehrfachungesättigte essentielle Fettsäuren sollten zwischen 3% - 6% der Geamtnahrungsenergie liefern.
Die Menge an Kohlenhydraten in der Ernährung sollte unter 55% der Gesamt-Energieaufnahme liegen, einschließlich einfacher Kohlenhydrate (Zucker, Süßigkeiten), die nicht über 10% ausmachen sollten.
Gibt es nationale Richtlinien mit Empfehlungen zur rationalen Ernährung in Ihrem Land?
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In Polen gibt es keine rechtlichen Bestimmungen mit direktem Bezug auf die Zusammenstellung von Mahlzeiten. Es gibt das Programm "Be Fit", das gemeinsam von der Staatlichen Sanitärinspektion und dem Polnischen Bund der Lebensmittelindustrieverbände der Unternehmer organisiert wurde und in dem die Ernährungsempfehlung der Weltgesundheitsorganisation zu Ernährung,  körperlicher Betätigung und Gesundheit umgesetzt wird. Das Ziel des "Be Fit"-Programms ist Bildung in Sachen nachhaltiger Entwicklung gesunder Gewohnheiten bei jungen Menschen in Schulen durch die Förderung der Grundsätze eines aktiven Lebenstils und ausgewogener Ernährung auf der Grundlage individueller Verantwortung und freier Wahl jedes Einzelnen.
Der Gesundheitsteller – entwickelt auf der Grundlage der Empfehlungen des Nationalen Lebensmittel- und Ernährungsinstituts.
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Getreideprodukte (Kohlenhydrate) sollten die Hauptenergiequelle darstellen und in jeder Mahlzeit des Tages enthalten sein. Die Nahrung sollte so vielfältig wie möglich sein und viele Lebensmittelarten umfassen – Brot, Graupen, Getreide, Müsli, Nudeln. Es wird empfohlen, dass die Erzeugnisse so wenig wie möglich verarbeitet und stattdessen so naturbelassen wie möglich verzehrt werden. Brot sollte aus möglichst unverarbeitetem Vollkornmehl gemacht und damit eine Quelle komplexer Kohlenhydrate (Stärke) und Ballaststoffe sein, was die Verdauungsprozesse anregt.

Fette sind neben Kohlenhydraten unsere Hauptenergiequelle. Pflanzenfette sind wichtig für die richtige Ernährung von Kindern, v.a. ihres Gehaltes an essentiellen Fettsäuren wegen, die für Wachstum und Entwicklung gebraucht werden. Tierische Fette sollen in moderaten Mengen verzehrt werden, weil sie den Blutcholesterinspiegel erhöhen. Es wird empfohlen, vorwiegend Pflanzenfette zu verzehren, einschließlich Ölen aus Sonnenblume, Sojabohne, Raps, Oliven sowie wertige weiche Margarinen (keine Transfettsäuren).
Gemüse und/oder Obst sollen in jeder Mahlzeit enthalten sein. Sie stellen eine reichhaltige Quelle an Vitaminen (insbesondere Vitamin C, Beta-Karotin und andere Karotinoide), Mineral-  und Ballaststoffen dar. Ideal ist der Verzehr von Gemüse vor allem in roher oder gedünsteter Form. Eine Portion Obst kann auch als Saft eingenommen werden, der natürlichen Zucker enthält; und eine Portion Gemüse als Gemüsesaft ohne Salzzusatz. Tiefkühlobst und -gemüse sind auch sehr zu empfehlen. Dabei zu beachten ist, dass Obst mehr Kalorien hat, weil die meisten Sorten große Mengen an Einfachzucker enthalten.
Eiweißhaltige Nahrungsmittel - Fleisch (rotes Fleisch und Geflügel) Milch, Fisch, Eier sollten einmal pro Tag gegessen werden. Diese Produkte sind reich an leicht aufnehmbarem Eisen, nahrhaftem Eiweiß und B-Vitaminen - besonders Vitamine B12, B6, B3. Es sollten magere Produkte gewählt werden und in Maßen verzehrt werden. Geflügel und Fisch enthalten weniger gesättigte Fette und mehr ungesättigte Fette vergleichen mit rotem Fleisch. Der Verzehr von Fisch, besonders Meeresfisch, mindestens zweimal die Woche statt Fleisch ist aufgrund des Gehaltes an ungesättigten Fettsäuren der Omega-3-Gruppe zu bevorzugen. Eine gute Eiweißquelle jedoch mit geringerem Nährwert sind auch Hülsenfrüchte, besonders Sojabohnen. Samen von Hülsenfrüchten und Eier können Fleisch ersetzen.
Milch und Milchprodukte sind eine Quelle leichtaufnehmbaren Kalziums, hochwertigen Eiweißes, von B-Vitaminen und Vitaminen A und D. Sehr fetthaltige Milchprodukte enthalten jedoch große Mengen gesättigter Fettsäuren, daher sollte ihre Aufnahme besonders überwacht werden. Es wird empfohlen, dass Erwachsene zwei Portionen Milchprodukte verzehren, während junge Menschen, schwangere Frauen und stillende Mütter 3-4 Portionen Milch und Milchprodukte zu sich nehmen sollten. Man sollte nicht nur Milch trinken; Frischkäse und vergorene Milchgetränke (Joghurt, Kefir) sind zu bevorzugen.
Wasser ist einer der wichtigsten Bestandteile des Körpers, der etwa 60% der Körpermasse ausmacht und für sein gutes Funktionieren unerlässlich ist. Den neusten Empfehlungen der EFSA zufolge sollten wir den Körper täglich mit 2 Litern Wasser versorgen. Mineral- und Quellwasser mit niedrigem oder mittlerem Mineralgehalt ist am vielseitigsten und für alle Bevölkerungsgruppen zum unbegrenzten Verzehr geeignet. Wasser mit mittlerem Mineralgehalt sollte nicht Kindern unter 1 Jahr gegeben werden.
Nicht nur die Ernährung, sondern auch die tägliche körperliche Betätigung ist wichtig, um gesund zu bleiben. Gut gewählte körperliche Betätigung fördert die Entwicklung des Körpers und hilft ihm, gesund zu bleiben. Empfohlen wird, sich jeden Tag mindestens 30 bis 60 Minuten zu bewegen.
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In Deutschland gibt es keine rechtlichen Anforderungen bezüglich einer gesunden und ausgewogenen Ernährung.

Das deutsche Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) enthält aber eine Verordnung zum Schutz vor Irreführung hinsichtlich des Nährstoffgehalts und Genusswert von Lebensmitteln. Laut § 11 Satz 2b des LFGB ist es verboten, Lebensmittel, die hinsichtlich ihrer Beschaffenheit von der Verkehrsauffassung abweichen und dadurch in ihrem Wert, insbesondere in ihrem Nähr- oder Genusswert oder in ihrer Brauchbarkeit nicht unerheblich gemindert sind, ohne ausreichende Kenntlichmachung in Vekehr zu bringen. 

Die deutsche Bundesregierung hat den nationalen Aktionsplan IN SHAPE – Deutsche Initiative für gesunde Ernährung und körperliche Betätigung ins Leben gerufen. Dieser Aktionsplan soll das Verhalten hinsichtlich der Ernährung und körperlichen Betätigung in Deutschland bis 2020 verbessern. Ziel des Programmes ist es, Erwachsene gesünder zu machen, Kinder gesünder aufwachsen zu lassen, die Lebensqualität zu verbessern und die Leistungsfähigkeit zu erhöhen. IN SHAPE umfasst die Vorbeugung von Übergewicht und die Förderung eines gesunden Lebensstils einschließlich einer ausgewogenen Ernährung und ausreichend körperlicher Betätigung.

Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung (DGE) ist zuständig für alle Ernährungsfragen. Ihre Aufgaben und Ziele sind die Vermittlung wissenschaftlicher Erkenntnisse an den Verbraucher und die Förderung der öffentlichen Gesundheit in Deutschland durch gezielte, wissenschaftlich fundierte und unabhängige Bildung zu Ernährung und Qualitätssicherung. Deswegen erfüllt die DGE anspruchsvolle Bildungsaufgaben, bietet Dienste und entwickelt Vorschläge.
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In Schweden gibt es keine rechtlichen Bestimmungen zu diesem Thema. Es gibt aber Empfehlungen. In der Hauptsache sind dies die Empfehlungen der SNR (Sveriges Näringsrekommendationer – Schwedens Ernährungsempfehlungen). Diese beinhalten Empfehlungen über Fett, Kohlenhydrate, Eiweiße, Vitamine, Mineralien, Salz, körperliche Betätigung, Alkohol und Ernährungsvielfalt.

Es gibt eine Verordnung der Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket) über die Kennzeichnung mit einem Schlüsselloch-Symbol. Den Herstellern ist freigestellt, dieses Symbol zu nutzen, es gibt jedoch Kriterien für die Nutzung. Verglichen mit anderen Lebensmitteln des gleichen Typs erfüllen die Produkte mit Schlüsselloch eine oder mehrere der folgenden Anforderungen:

· weniger oder gesündere Fette

· weniger Zucker

· weniger Salz

· mehr Ballaststoffe und Vollkorn.

20.1. 
Gesunder Speiseplan
Wie erstellt man einen Speiseplan richtig?

Für die richtige Erstellung eines Speiseplans sind folgende Regeln zu beachten:

- Die Speisen sollten langfristig geplant werden, am besten für zwei Wochen oder zehn Tage. Bei der langfristigen Planung sollte der Vielfalt der Erzeugnisse besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden.
- Ein gut strukturierter Speiseplan sollte 4-5 Mahlzeiten pro Tag beinhalten, die in Intervallen von maximal 3-5 Stunden gegessen werden. Weniger Mahlzeiten und längere Intervalle können Müdigkeit, geringere Leistungsfähigkeit, geringere Konzentrationsfähigkeit, und sogar Kopfschmerzen und Übelkeit auslösen. Wenige, aber dafür kalorienreiche Mahlzeiten zu essen verursacht Fettleibigkeit. Unregelmäßige Ernährung führt zu schlechterer Aufnahme der Lebensmittelbestandteile durch den Körper und begünstigt viele Krankheiten, besonders Krankheiten des Verdauungstraktes.
Inwieweit sollte der Speiseplan dem Alter, Geschlecht, Gesundheitszustand usw. angepasst werden?

Ein gut strukturierter Speiseplan berücksichtigt die besonderen Bedürfnisse der Gruppe, für die der Plan erstellt wird, und wird angepasst an Alter, Geschlecht, Tätigkeit, Gesundheit usw.
Beispiele:
1. Verpflegung von Säuglingen und Kindern unter 3 Jahren.
Der Nahrungsbedarf dieser Altersgruppe ist bedingt durch das schnelle Wachstum des Organismus und die hohe körperliche Betätigung. Mahlzeiten sollten leichtverdaulich sein, wenig Ballaststoffe enthalten, dafür aber viel Milch- und Fleischeiweiß, Vitamine, Kalzium und Eisen. Sie sollten dominiert werden von Milch und Milchprodukten, garem magerem Fleisch, Geflügel, Fisch, frischem und gegartem Gemüse und Obst, weißem Brot, Reis und kleinen Graupen.
2. Verpflegung von Kindern im Vorschulalter.
Diese Gruppe umfasst Kinder im Alter von 4 - 7 Jahren. Bei der Planung der Mahlzeiten für diese Kinder ist eine große Vielfalt an Mahlzeiten wichtig, die Einführung neuer, weniger bekannter Gerichte, die Begrenzung des Süßigkeitenkonsums, die Gewöhnung an den Verzehr großer Mengen Gemüse, Obst und Milchprodukte. Nahrhafte Mahlzeiten sollten Eiweiß enthalten. Schwere, fettige und scharfe Gerichte sollten vermieden werden.
3. Verpflegung von Kindern und Jugendlichen.
Die Verpflegung von Kindern und Jugendlichen sollte die Bedürfnisse des wachsenden und sich entwickelndem Organismus befriedigen und körperliche Betätigung fördern. Der Speiseplan für Kinder im Alter von 7 bis 9 Jahren sollte ähnlich dem der Vorschulzeit sein. Es wird empfohlen, dass die Ernährung in dem Alter vorwiegend Obst, Milch, Käse, mageres Fleisch, Fisch und Gemüse beinhaltet. Das Angebot an gebratenem, fettigem und scharfem Essen sollte begrenzt werden. Die Verpflegung von Kindern im Alter von 10 bis 12 Jahren sollte auch den erhöhten Energiebedarf durch Lebensmittel wie Graupen, Nudeln und Brot decken.

Die Zeit zwischen 13 und 15 Jahren ist eine Phase intensiven Wachstums bei Kindern, besonders bei Mädchen. Der Bedarf an Eiweiß, Kalzium, Eisen und Vitaminen ist in dieser Zeit besonders hoch. Daher sind die Lebensmittelstandards für einige Nährstoffe höher als bei Erwachsenen. Im Speiseplan für diese Altersgruppe spielen stark eiweißhaltige Produkte die Hauptrolle, wie z.B. Milch, Käse, Fisch, Geflügel, Innereien und Kohlenhydratlieferanten, wie dunkles und helles Brot, Getreide, Nudeln. Die Mahlzeiten sollten mit frischem und verarbeitetem Obst und Gemüse ergänzt werden.
4. Verpflegung von jungen Menschen im Alter von 16 bis 20 Jahren.
Im Alter von 16 bis 20 Jahren beginnt sich der Nährstoffbedarf der Geschlechter zu unterscheiden. Bei Mädchen sinkt der Bedarf an Energie und Nährstoffen, während er bei Jungen zunimmt. Die Mahlzeiten sollten regelmäßig erfolgen, Eiweißprodukte pflanzlichen und tierischen Ursprungs, Kohlenhydrate und Milchprodukte enthalten. Der Konsum von Pommes frites, Hamburgern, Chips und süßen Erfrischungsgetränken muss begrenzt werden. Ein höherer Konsum an Milch ist notwendig, um eine ausreichende Knochenmasse zu erreichen.
5.Verpflegung von Erwachsenen.
Die Verpflegung von Erwachsenen ist abhängig vom Geschlecht und der Art der beruflichen Tätigkeit. Zu unterscheiden sind Menschen mit geringer, gemäßigter, mittlerer und harter Arbeitsbelastung. 
Menschen, die leichtere Arbeit verrichten und ein ortsbezogenes Leben haben, sollten mehr leichtverdauliche Nahrung mit niedrigem Energiewert zu sich nehmen. Es wird empfohlen, mageres Fleisch, Käse und Milch zu verzehren. Stärkeprodukte und Hülsenfrüchte sollten eingeschränkt werden. Gemüse, Obst, ballaststoffereiche Nahrungsmittel, besonders Vollkornbrot sowie dicke Graupen spielen eine wichtige Rolle. Der Speiseplan junger Menschen, die harte körperliche Arbeit verrichten, sollte durch energiereiche Nahrung bestimmt sein, z.B. Mehl- und Getreidespeisen, Nudeln, Fleisch und Fleischprodukte, Fisch mit höherem Fettgehalt, Hülsenfrüchte. In Verbindung mit der erhöhten Kohlenhydrataufnahme steigt auch der Bedarf an B-Vitaminen. Es ist notwendig, ausreichende Mengen von Milch und -produkten, Gemüse und Obst zur Verfügung zu stellen.
6. Verpflegung schwangerer Frauen und stillender Mütter.
Schwangere und stillende Frauen sollten besonderes auf die Qualität der Ernährung achten. Ihr Speiseplan sollte nahrhaftes Eiweiß, Kalzium, Eisen, Folsäure und andere Vitamine und Mineralien bereitstellen. Die Mahlzeiten sollten nicht sehr reichhaltig sein aber dafür häufiger erfolgen, leichtverdaulich und nicht zu salzig sein. Mageres Fleisch, Fisch, Geflügel, Milch und Milchprodukte, Obst und Gemüse (außer Hülsenfrüchte) sollten reichlich darin vorkommen. Es wird empfohlen, den Konsum von Zucker, Süßigkeiten, Gewürzen, starkem Tee und Kaffee stark einzuschränken und auf alkoholische Getränke und Tabak gänzlich zu verzichten.

Ein ähnlicher Speiseplan wird auch stillenden Müttern empfohlen. Aufgrund ihres erhöhten Bedarfs an Eiweiß, Kalzium, Eisen und Vitaminen sollten diese Nährstoffe reichlich aufgenommen werden. 

Was sind die üblichsten Ernährungsfehler?
· zu kurzes Stillen von Säuglingen – nur ein geringer Teil der Säuglinge wird 6 Monate lang gestillt, wie u.a. die WHO und AAP empfiehlt;
· zu schnelle Einführung von Getreideprodukten, Fleisch und Säften in die Ernährung von Babies;
· zu geringer und mit dem Alter abnehmender Verzehr von gelbem, orangem und rotem Gemüse und Obst;
· zu schnelle Einführung von Süßigkeiten in die Ernährung des Kindes - etwa 60% der 19-24 Monate alten Kinder essen Kuchen, 20% essen andere Süßigkeiten und 44% trinken gesüßte Getränke; 

· unregelmäßiges Frühstück, erhöhte Kalorienzufuhr durch Zwischenmahlzeiten, einschließlich des Verzehrs von nährstoffarmen Erzeugnissen, zunehmende Portionsgrößen, zunehmender Verzehr gesüßter Getränke, abnehmender Verzehr von Milchprodukten, Obst und Gemüse (ausschließlich Kartoffeln) in der Gruppe der älteren Kinder; 

· übermäßige Aufnahme von Zucker, besonders bei Kindergartenkindern;
· zu geringe Aufnahme von Spurenelementen, Kalzium und Potassium, und zu viel Natrium im Verhältnis zu den empfohlenen Mengen;
· Verzehr gefärbter, stark beworbener Getränke und Chips, die für jüngere Menschen oft verlockender sind als Milch und Joghurt;

· übermäßige Aufnahme von Salz.

Gibt es rechtliche Verordnungen zur Speiseplan-Erstellung in Ihrem Land?
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In Polen gibt es keine spezifische Gesetzgebung hinsichtlich der Zusammenstellung von Mahlzeiten. Dies liegt in der Verantwortung der Unternehmer.
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Im September 2011 wurde die dritte überarbeitete Ausgabe der Qualitätstandards für Schulessen von der Deutschen Gesellschaft für Ernährung, DGE, veröffentlicht. Die Standards beinhalten u.a. eine Empfehlung für die Zusammenstellung von Schulessen und insbesondere auch von Getränken, für die Mittagsversorgung, das Pausenessen uvm, aber auch Hinweise auf rechtliche Verordnungen, Mitarbeiterqualifikation, die Gestaltung von Pausenräumen und Speisesälen sowie Anforderungen an die Schulorganisation.

Es ist wichtig, die Lebensmittel bewusst auszuwählen, da eine gute Mahlzeit von der Qualität der Zutaten abhängt (siehe Tabelle 1).

Tabelle 1: Ideale Zusammenstellung eines Pausenessens 
	Lebensmittelkategorie
	Ideale Auswahl
	Beispiele

	Getreide, Getreideprodukte und Kartoffeln
	Vollkornprodukte, 
Reis oder Wildreis, 
Salz- oder Pellkartoffeln 
	Brot, Brötchen, Mehl, Nudeln



	Gemüse und Salat
	Gemüse, frisch oder tiefgekühlt



Hülsenfrüchte

Salate
	Mohrrübe, Paprika, Brokkoli, Zuckerschoten, Zucchini, Tomate, Rot-, Weiß- und Wirskingkohl, Gurke


Linsen, Erbsen, Bohnen

Salat, Eisbergsalat, Feldsalat, Chicoree,  Eichblattsalat

	Obst
	Obst, frisch oder tiefgekühlt (ungezuckert)
	Apfel, Birne, Plaume, Kirsche, Banane, Mandarine, Erdbeere



	Milch und Milchprodukte
	Milch: 1,5% Fett
Joghurt: 1,5% bis 1,8% Fett
Käse: max. Fett <50%
Quark: max. Fettgehalt 20%
	

Gouda, Feta, Camembert, Tilsiter

	Fleisch, Wurst, Fisch und Eier
	mageres Fleisch



Fleischprodukte einschl. Aufschnitt


Meeresfische (nicht überfischte Sorten)
	Truthahn und Hähnchenbrust, -filet oder 

-schenkel, Roulade, Braten


Hackfleisch, Geflügel, Bratwurst, Kassler


Dorsch, Kohlfisch, Lachs, Hering, Makrele

	Öle und Fette
	Rapsöl, Walnüsse, Weizenkeime, 
Oliven und Soja
	 

	Getränke
	Trink- und Mineralwasser

Früchte- und Kräutertee, ungesüßt

Rotbuschtee, ungesüßt
	

Hagebutte, Kamille, Pfefferminz


Der Speiseplan-Turnus sollte mindestens 4 Wochen betragen. Für eine ausgewogene Lebensmittelversorgung an Schulen sollte Essen mindestens in der laut Tabelle 2 gezeigten Häufigkeit angeboten werden. 

Tabelle 2: Anforderungen an einen 4-Wochen Speiseplan (20 Tage Essensversorgung)
	Lebensmittelkategorie
	Häufigkeit
	Beispiele

	Getreide, Getreideprodukte und Kartoffeln
	20x abwechselnde
Kartoffelvariationen
 
Reis

Nudeln und sonstige Getreideprodukte einschließlich:
- mind. 4x Vollkornprodukte
- max 4x Kartoffelprodukte
	Pellkartoffeln, Salzkartoffeln, Ofenkartoffeln

Reiseintopf, gebratener Reis

Lasagne, Couscous-Salat, Hirse-Auflauf, Nuss-Schnitzel, Polenta
Vollkornnudeln, Vollkornpizza, brauner Reis, 
Halbfertig- und Fertigprodukte, z.B. Kroketten, Pommes, Kartoffelspalten, Kartoffelpuffer, Gnocchi, Kartoffelpüree, Ravioli

	Gemüse und Salate
	20x 




mind. 8x  rohes Gemüse und Rohkostsalat
	gare Mohrrüben, Kohlrabi, Brokkoli, Gemüselasagne, gefüllte Paprikaschoten (oder Zucchini, Auberginen), Erbsen- oder Linseneintopf, Ratatouille, Pfannengemüse

Tomatensalat, Gurkensalat, gemischter Salat, Weißkohlsalat

	Obst
	mind. 8x
	Obst, geschnittenes Obst und Obstsalat

	Milch und Milchprodukte
	mind. 8x
	in Aufläufen, Soßen, Salatsoßen, Tunken, Joghurt oder Quarkspeise

	Fleisch, Wurst, Fisch, Eier
	max. 8x


max. 4x Fleischprodukte einschl. Aufschnitt

mind. 4x Meeresfisch 

1 bis 2x fettigen Fisch 


max. 2 Eier-Gerichte
	Truthahnbrust, Hähnchenschnitzel, Rouladen, Schweinebraten

Hackfleischsoße, Pastete, Wurst und Eintopf, Bratwurst

Seelachs, Fischburger, Lachs-Lasagne, Heringssalat, Makrele

Omelett, Rührei

	Fette und Öle
	Rapsöl = Standard
	 

	Getränke
	20x
	Trink- und Mineralwasser


Quelle Tabellen 1 und 2: Der Lebensmittelbrief 1/2013
Die DGE veröffentlicht auch Qualitätstandards für eine ausreichende Lebensmittelversorgung von Krankenhauspatienten. Die Empfehlungen betreffen u.a. die Auswahl und Zubreitung von Lebensmitteln für eine ausreichende Versorgung, das Essensangebot in Fällen von besonderen Störungen durch Krankheit sowie die Umgebung, in der das Essen serviert wird. Krankenhäuser, die diese Standards umsetzen, können sich zertifizieren lassen. Die Grundlage der Empfehlungen bilden die Referenzwerte für Essensversorgung aus  Deutschland, Österreich und der Schweiz unter Berücksichtigung einer breiten Lebensmittelauswahl sowie Kriterien hinsichtlich der Planung und Herstellung von Speiseplänen. Ziel ist es, die Aufnahme von Nährstoffen, Vitaminen und Mineralien zu verbessern, eine gesunde und konsequente Essensversorgung zu gewährleisten und Mangelernährung vorzubeugen. Patienten sollte eine Auswahl an vollwertigem Essen angeboten werden, damit sie eine ausreichende und ausgewogene Nährstoffversorgung bekommen.
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Empfehlungen der SNR (Sveriges näringsrekommendationer – Schwedens Ernährungsempfehlungen). 

Es gibt Richtlinien für Schulmahlzeiten.

20.2. 
Ernährungsstandards
Was sind Ernährungsstandards und wofür sind sie da?
Ernährungsstandard – benötigte Menge an Energie und essentiellen Nährstoffen, berechnet auf der Grundlage von Studien, angegeben für eine Person und pro Tag, unter Berücksichtigung verschiedener Gruppen und ihres unterschiedlichen körperlichen Bedarfs je nach Alter, Geschlecht, Gesundheitszustand und körperlicher Betätigung, und in Bezug auf Lebensumstände und Lebensstil. Zu beachten ist, dass Standards für Gruppen von Menschen berechnet werden, nicht für Einzelpersonen, und dass sie für gesunde Menschen gelten.  Kranke Menschen sollten die Ernährungsrichtlinien der medizinischen Experten befolgen.

Welche Ernährungsstandards gelten in Ihrem Land?
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In Polen sind die folgenden Ernährungsstandards verpflichtend:

	Art (Name) des Standards
	Name der Entsprechung in den Standards anderer Länder
	Standarddefinition

	durchschnitt-liche Bedarfsgruppe
	geschätzter durchschnittlicher Bedarf (Großbritannien 1991, 

USA 1997-2005) 
durchschnittlicher Bedarf (EU 1992,

D-A-CH 2000, NNR 2004)
	Deckt den Bedarf von etwa 50% der gesunden, wohlernährten Menschen in der Gruppe



	empfohlene Aufnahme
	Empfohlene Tagesmenge 

(USA 1989, 1997-2005)

Referenz-Nährstoffaufnahme 

(GB 1991) 
Bevölkerungs-Referenzaufnahme

(EU 1992)

Empfehlungen (D-A-CH 2000) Empfohlene Aufnahme (NNR 2004)
	Deckt den Bedarf von etwa 97,5% der gesunden, wohlernährten Einzelpersonen der Klassen



	ausreichende Aufnahme *
	ausreichende Aufnahme

(USA 1997-2005)
Geschätzte Werte (+ Richtwerte)

(D-A-CH 2000)
	Auf der Grundlage von Versuchen oder der Beobachtung der durchschnittlichen Nahrungsaufnahme von gesunden und wohlernährten Menschen; wird als ausreichend für fast alle gesunden und wohlernährten Einzelpersonen in der Gruppe betrachtet


WICHTIG: Die Tagesmenge (GDA: Richtwert für die Tageszufuhr) ist nicht die Norm. Es ist nur ein Verbraucherhinweis über die Menge der Energie und Nährstoffe pro Person pro Portion des Produkts.
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D-A-CH Referenzwerte für die Nährstoffversorgung.
Die Deutsche Gesellschaft für Ernährung (DGE), die Österreichische Gesellschaft für Ernährung (ÖGE), die Schweizer Gesellschaft für Ernährungswissenschaft (SGE) und die Schweizer Gesellschaft für Ernährung (SVE) haben im Jahr 2000 gemeinsame D-A-CH-Referenzwerte für die Nährstoffversorgung veröffentlicht. Sie werden dargestellt in einer synoptischen Tabelle der verschiedenen Nährstoffe einschließlich ausführlicher Erklärungen. Die Referenzwerte bilden die Grundlage für alle Ernährungsspezialisten aus Wissenschaft, Forschung, Ernährungsberatung und Industrie.
Die DGE hat Qualitätsstandards für die Versorgung verschiedener Verbrauchergruppen, z.B. in Schulen und Krankenhäusern, umgesetzt. Die nachstehende Tabelle zeigt die Umsetzung der D-A-CH-Referenzwerte in den Qualitätsstandards für Schulmahlzeiten. 
Tabelle: Umsetzung der D-A-CH-Referenzwerte in den Qualitätstandards für Schulmahlzeiten

	 
	Grundschule
	Oberschule

	
	7 bis unter 10 Jahren
	10 bis unter 13 Jahren
	13 bis unter 15 Jahren
	15 bis unter 19 Jahren¹

	Energie (kcal)
	450
	538
	612
	563

	Energie (kJ)
	1880
	2250
	2560
	2356

	Eiweiße (g)
	22
	27
	30
	28

	Fett (g)
	15
	18
	21
	19

	Kohlenhydrate (g)
	55
	67
	75
	70

	Ballaststoffe (g)
	4,5
	5
	6
	7,5²

	Vitamin E (mg)
	2,5
	3
	4
	4

	Vitamin B1 (mg)
	0,3
	0,3
	0,4
	0,3

	Folat (µg)
	75
	100
	100
	100

	Vitamin C (mg)
	20
	23
	25
	25

	Kalzium (mg)
	225
	275
	300
	300

	Magnesium (mg)
	43
	63
	78
	100

	Eisen (mg)
	3
	4
	4
	4


1Aufgrund von längeren Unterrichtszeiten und viel Sitzen wurde für 15- bis 19-Jährige nur wenig körperliche Betätigung zugrunde gelegt.   

  Dies erklärt die vergleichsweise geringen Werte für Energieaufnahme und Nährstoffe wie Eiweiße, Fette und Kohlenhydrate. 
2Die Referenzwerte für Nährstoffaufnahme schließt für Jugendliche keine Standardwerte für Ballaststoffe ein. Hinsichtlich des  

  vorbeugenden Gesundheitsschutzes wird ein Wert wie für Erwachsene (30 mg/Tag) impliziert.

Quelle: Der Lebensmittelbrief 1/ 20131

Veröffentlicht am 25.03.2013
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Empfehlungen der SNR (Sveriges näringsrekommendationer – Schwedens Ernährungsempfehlungen). 

Es gibt Richtlinien, z.B.:

· Gute Nahrung für Säuglinge;

· Gute Nahrung für Kinder zwischen 1 und 2 Jahren;

· Gute Nahrung für ältere Menschen.
21. Materialien und Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind
 
Was versteht man unter Materialien und Gegenständen, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind?

Unter Materialien und Gegenständen, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind, versteht man alle Produkte, die, wenn sie einsatzbereit sind, für den kurzfristigen oder permanenten Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind oder Produkte, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie unter normalen oder realistischerweise vorhersehbaren Verwendungsweisen mit Lebensmitteln in Kontakt kommen könnten, oder dass ihre Bestandteile in das Lebensmittel übergehen könnten. Hierunter fallen Lebensmittelverpackungen, Küchenutensilien, Geschirr und Besteck, Tischoberflächen und Arbeitsflächen, Tanks, Transport-, Lager- und Aufbewahrungsgefäße für Lebensmittel und Wasser etc.

 

Was versteht man unter aktiven und intelligenten Materialien und Gegenständen, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind?
 
Aktive Materialien und Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind, sind solche, deren Aufgabe es ist, die Lagerdauer von Lebensmitteln zu verlängern und  den Geschmack von verpackten Lebensmitteln zu verbessern. Die aktiven Zutaten der Verpackung können Stoffe an das verpackte Lebensmittel abgeben oder sie absorbieren. 

 

Intelligente Materialien und Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind, sind solche, die den Zustand des verpackten Lebensmittels oder der Umgebung überwachen und Informationen über die Qualität des Produkts weiterleiteen (z.B. eine Farbveränderung als Indikator).

 
Welche EG-Verordnungen steuern die Überwachung der Materialien und Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind?
 
· Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 über Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen und zur Aufhebung der Richtlinien 80/590/EWG und 89/109/EWG;

· Verordnung (EG) Nr. 1895/2005 der Kommission vom 18. November 2005 über die Beschränkung der Verwendung bestimmter Epoxyderivate in Materialien und Gegenständen, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen;

· Verordnung (EG) Nr. 2023/2006 der Kommission vom 22. Dezember 2006 über gute Herstellungspraxis für Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen;

· Verordnung (EG) Nr. 282/2008 der Kommission vom 27. März 2008 über Materialien und Gegenstände aus recyceltem Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2023/2006;

· Verordnung (EG) Nr. 450/2009 der Kommission vom 29. Mai 2009 über aktive und intelligente Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen;

· Verordnung (EU) Nr. 10/2011 der Kommission vom 14. Januar 2011 über Materialien und Gegenstände aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen;

· Durchführungsverordnung (EU) Nr. 321/2011 der Kommission vom 1. April 2011 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 hinsichtlich der Beschränkung der Verwendung von Bisphenol a in Säuglingsflaschen aus Kunststoff;
· Verordnung (EU) Nr. 1282/2011 der Kommission vom 28. November 2011 zur Änderung und Korrektur der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 der Kommission über Materialien und Gegenstände aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen.

 
Welche Anforderungen gelten für die Verwendung rückgewonnener Kunststoffe für die Produktion von Lebensmittelkontaktmaterialien und-gegenständen?
 
Die Anforderungen an Materialien und Produkte aus Kunststoff, die rückgewonnene Rohstoffe enthalten, werden durch Verordnung (EG) Nr. 282/2008 bestimmt. 

Produkte aus rückgewonnenen Materialien müssen aus Rohstoffen hergestellt werden und durch Prozesse rückgewonnen werden, die durch die Europäische Kommission zugelassen wurden, wobei der Rückgewinnungsprozess dem Qualitätssicherungssystem gemäß Verordnung (EG) Nr. 2023/2006 genügen muss.

 

Wie werden Materialien und Gegenstände gekennzeichnet, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind?

Inverkehrgebrachte Produkte, die nicht mit Lebensmitteln in Kontakt gekommen sind, müssen enthalten:

· Die Information "für Lebensmittelkontakt"      oder
· bestimmte Anweisungen für die Verwendung        oder
· das Symbol   

 [image: image73.png]1




 

Zusätzlich: 

· Empfehlungen (falls notwendig) für die sichere und sachgemäßge Verwendung des Produktes;

· Name und Adresse des Herstellers, Verarbeiters oder Verkäufers, der für das Inverkehrbringen verantwortlich ist und in der Gemeinschaft niedergelassen ist;

· angemessene Kennzeichnung oder Identifikation, die die Rückverfolgbarkeit des Materials oder Produkts ermöglicht;

· für aktive und intelligente Materialien: Informationen über die zulässige Verwendung und Informationen über Name und Menge der von dem aktiven Bestandteil abgegebenen Stoffe, so dass die Nutzer, die diese Materialien für die Verpackung von Lebensmitteln einsetzen, die Anforderungen des Lebensmittelrechts einhalten können.

 

Kennzeichnung von Produkten auf Einzelhandelsebene:

· direkt auf den Materialien und Produkten oder auf ihrer Verpackung;

· auf Etiketten, die am Produkt oder an seiner Verpackung befestigt werden.

 

Kennzeichnung auf allen anderen Handelsstufen:

· in den Produkt-Begleitpapieren;

· auf den Etiketten, Anhängern oder auf der Verpackung;

· direkt auf den Materialien und Produkten.

 

Was ist eine Konformitätserklärung?

Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 ist eine Konformitätserklärung eine schriftliche Erklärung des Unternehmers, in der er versichert, dass die Materialien und Produkte den für sie geltenden Vorschriften entsprechen. Es müssen geeignete Unterlagen bereitgehalten werden, mit denen die Einhaltung der Vorschriften nachgewiesen wird. Diese Unterlagen sind den zuständigen Behörden auf Verlangen zur Verfügung zu stellen.

Keramische Produkte – eine schriftliche Konformitätserklärung sollte auf allen Stufen des Inverkehrbringens beigefügt werden einschließlich der Abgabe an den Endverbraucher. Die Unterlagen zur Bestätigung der Konformität des Produkts sollten die Ergebnisse von Laboruntersuchungen einschließen, die zeigen, dass das Produkt den Anforderungen der Gesetzgebung genügt hinsichtlich der Migrationsgrenzwerte für den Übergang von Blei und Kadmium in das Produkt.

Kunststoffprodukte – eine schriftliche Konformitätserklärung sollte auf allen Stufen des Inverkehrbringens beigefügt werden, mit Ausnahme der Abgabe an den Endverbraucher. Die Unterlagen zur Bestätigung der Konformität des Produkts sollten die Ergebnisse von Laboruntersuchungen einschließen, die zeigen, dass das Produkt den Anforderungen der Gesetzgebung genügt hinsichtlich aller Migrationsgrenzwerte sowie für den Übergang bestimmter Stoffe in das Produkt. Die Konformitätserklärung für Materialien und Kunstoffprodukte aus rückgewonnenen Stoffen sollte auch eine Bestätigung beinhalten, dass der rückgewonnene Kunststoff zugelassen ist und aus einem ebenfalls zugelassenen Prozess stammt, der vom Qualitätssystem gemäß Verordnung (EG) Nr. 2023/2006 erfasst wird.

 

Papier und Pappe - in der EG-Gesetzgebung gibt es keine Verordnungen auf diesem Gebiet. Im Jahr 2010 hat die Europäische Gesellschaft der Papierhersteller jedoch Richtlinien entwickelt für die Konformitätserklärung für Papiermaterialien und Gegenstände aus Papier und Pappe, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind.

Die Konformitätserklärung muss erneuert werden, wenn Veränderungen am Produkt zu Änderungen bei der Migration führen oder wenn neue wissenschaftliche Erkenntnisse hierzu vorliegen. 

Wie werden Materialien und Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind, bei der amtlichen Kontrolle geprüft?
Die Kontrolle sollte die Überprüfung der allgemeinen Anforderungen gemäß Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 umfassen sowie der bestimmten Anforderungen gemäß den relevanten EG-Verordnungen, Richtlinien und der Beschlüsse des Europarates in Bezug auf Materialien und Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind, in den folgenden Bereichen:

· Anwendung der Prinzipien der guten Herstellungspraxis;

· Einhaltung der Hygienevorschriften in der Produktion und Vermarktung;

· Verwendung von Stoffen bei der Herstellung von Materialien und Gegenständen aus Kunststoff;

· Verwendung von Stoffen bei der Herstellung von Materialien und Gegenständen aus anderen Materialien als Kunststoff;

· organoleptische Eigenschaften der Materialien und Produkte;

· Migrationsgrenzen oder Inhaltsgrenzen für Stoffe;

· Vorhandensein von Unterlagen, die bestätigen, dass Materialien und Endprodukte die Anforderungen der für sie geltenden Verordnungen erfüllen;

· Prüfung der Konformitätserklärung;

· Rückverfolgbarkeit der Materialien oder Artikel, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind auf allen Stufen der Produktion, Verarbeitung und Verteilung;

· Kennzeichnung der inverkehrgebrachten Endmaterialien und Endprodukte.

 
Was ist das Ziel der guten Herstellungspraxis von Materialien und Gegenständen, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind?
Die gute Herstellungspraxis gewährleistet die einheitliche Produktion von Materialien und Gegenständen, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind, ihre Überwachung  sowie ihre Konformität mit den zutreffenden Verordnungen und den entsprechenden Qualitätsstandards. Zum Schutz vor Gefährdung der menschlichen Gesundheit bedeutet dies insbesondere, dem Kontakt mit Gefahrenstoffen vorzubeugen, die unzulässige Veränderungen in der Zusammensetzung des Lebensmittels oder eine Verschlechterung seiner organoleptischen Eigenschaften auslösen könnten.

Die Regeln der guten Herstellungspraxis sollten verhältnismäßig zur Größe der Produktionsstätte umgesetzt werden, um eine übermäßige Belastung kleiner Betriebe zu vermeiden.

  
Gibt es besondere Gesetze oder gesetzliche Verordnungen hierzu in Ihrem Land?
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Eine nationale Gesetzgebung in diesem Bereich gibt es nicht. 
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Das Deutsche Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) vom 24. Juli 2009 regelt den Umlauf von Gegenständen, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind. Die Materialzusammensetzung dieser Artikel des täglichen Bedarfs darf keine Hygieneschäden verursachen. Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind, müssen so beschaffen sein, dass sie bei sachgemäßer Verwendung keine Stoffe an die Lebensmittel abgeben, die deren Geruch, Aussehen oder Geschmack beeinflussen könnten. Das Gesetzbuch enthält auch Verordnungen zum Schutz vor Täuschung.

Die Bedarfsgegenständeverordnung (BedGgstV) legt fest, welche Stoffe für Artikel des täglichen Bedarfs und für Lebensmittelverpackungen zugelassen sind und in welcher Toleranzmenge der Übergang von Stoffen aus der Verpackung in das Lebensmittel zulässig ist. 
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Verordnung SLVFS 2011:7 der Lebensmittelbehörde (Livsmedelverket) über Stoffe und Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind ist eine Ergänzung zur Verordnung der EG.

TEST  

 

Auswahltest

Aufgaben 18 und 19 sind schriftlich zu beantworten

 

1. Welche EU-Verordnungen verpflichtet Lebensmittelunternehmer, die Rückverfolgbarkeit ihrer Erzeugnisse zu gewährleisten?

a) Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs;
b) Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz;
c) Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit.

2. Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs, legt u.a. die Lager-TEMPERATUREN für Lebensmittel tierischen Ursprungs fest. Bitte geben Sie die Temperatur an, bei der frische, unverpackte und nicht-tiefgekühlte Fischereiprodukte gelagert werden sollten:
a) die Temperatur schmelzenden Eises;
b) nicht mehr als 5°C;
c) nicht mehr als 7°C.
3.
Auf welche Mikroorganismen beziehen sich die Lebensmittelsicherheitkriterien der Verordnung (EG) Nr. 2073/2005 der Kommission vom 15. November 2005 über mikrobiologische Kriterien für Lebensmittel?
a)
Listeria monocytogenes;

b)
Mesophile und aerobe Bakterien;

c)
Yersinia enterocolitica.

 

4.
Die Aufnahme welches Lebensmitteltyps kann eine Salmonellenvergiftung auslösen?

a)
rohe, ungare Fische und Muscheln;
b)
rohes Fleisch, rohe Milch und rohe Eier;
c)
rohes Gemüse.
 

5.
Welche Verunreinigungen werden als Chemikalien klassifiziert?
a)
Rückstände von Veterinärmedikamenten;
b)
Metallspäne und Pulver;
c)
Sand.
 

6.
Bei welcher Temperatur sollten frische und nicht-gefrorene Innereien von Paarhufern gelagert werden?
a)
nicht mehr als 3°C;
b)
nicht mehr als 7°C;
c)
nicht mehr als 12ºC.
7.
Die Verpflichtungen für Lebensmittelunternehmer aus Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene müssen eingehalten werden
a)
nur bei der Stufe der Lebensmittelproduktion;
b)
nur bei der Stufe der Lebensmittelverteilung;
c)
auf allen Stufen der Produktion, Verarbeitung und Verteilung von Lebensmitteln.
 

8.
Lebensmittel werden konserviert um:
a)
das mikrobielle Wachstum in Rohstoffen oder Halbfertigprodukten abzutöten oder zu unterbinden und sie gegen eine Neuinfektion zu schützen und vor Unreinheiten und mechanischen Verunreinigungen zu schützen und chemische Veränderungen zu unterbinden;
b)
Lebensmitteln ein ansprechendes Aussehen zu verleihen;
c)
sie mit Nährstoffen anzureichern.
9.
Gelten vitaminhaltige Süßigkeiten als Nahrungsergänzungsmittel (z.B. Fruchtdrops)?
a)
ja;
b)
nein.
 

10.
Nahrungsmittel für besondere Ernährungszwecke sind Lebensmittel, die:
a)
die normale Nahrungsaufnahme durch Vitamine oder Mineralien ersetzt;
b)
Lebensmitteln zugesetzt werden, um sie zu konservieren;
c)
dafür vorgesehen sind, bestimmte Ernährungsbedürfnisse (z.B. gesunder Säuglinge und kleiner Kinder im Alter von 1 bis 3 Jahren) zu befriedigen.
 

11.
Ein Unternehmer, der plant, eine neuartiges Lebensmittel erstmalig in Verkehr zu bringen, muss:
a)
einen Antrag an die zuständige Behörde des jeweiligen Mitgliedsstaat stellen und eine entsprechende Erlaubnis einholen;
b)
einen Antrag an die zuständige Behörde des jeweiligen Mitgliedsstaat stellen und kann dann das neuartige Lebensmittel sofort in Verkehr bringen;
c)
keine weiteren Formalitäten einhalten.
 

12. Lebensmittelanreicherung bedeutet die Zugabe von:
a)
Aromen;
b)
Farbstoffen;

c)
einem oder mehreren Nährstoffen.
 

13.
Die Angabe der Tagesdosis (GDA - Guideline Daily Amount) auf der Verpackung eines Lebensmittelproduktes ist:
a)
Pflicht;
b)
freiwillig;
c)
Pflicht nur für bestimmte Lebensmittel.
 

14.
Die Richtlinie 2002/4/EG Kommission legt Regeln fest für die Kennzeichnung von Hühnereiern. Welche der folgenden Kodierungen passt für Eier von Hühnern aus Freilandhaltung in Polen:
a)
2 PT 32061315;
b)
3 PL 32061315;
c)
1 PL 32061315.
 

15.
Ein Geschäft in Schweden zerlegt Fleisch. Für diesen Zweck importiert es ganze Rinderviertel. Das Rindfleisch kommt aus einem Schlachthaus in Polen. Der Import wird durch eine deutsche Firma abgewickelt, die das Fleisch umpackt. Ein schwedischer Kontrolleur erwartet bei seiner Kontrolle, ein Gesundheit-Qualitätssiegel auf der Außenseite jedes Rinderviertels zu finden. Das Siegel ist:
a)
kreisförmig mit einem Durchmesser von mind. 6,5 cm und enthält die Buchstaben PL und die Schlachthaus-Identifikationsnummer sowie die Buchstaben EG;
b)
oval mit einer Breite von mind. 6,5 cm und einer Höhe von mind. 4,5 cm und enthält die Buchstaben DE sowie die Identifikationsnummer der deutschen Handelsfirma sowie die Buchstaben EG;
c)
oval mit einer Breite von mind. 6,5 cm und einer Höhe von mind. 4,5 cm und enthält die Buchstaben PL und die Schlachthaus-Identifikationsnummer sowie die Buchstaben EG.
 

16.
Ist eine Aussage wie die untenstehende zulässig,  die Eigenschaften eines Produkts vermittelt und mit dem Vorhandensein einer bestimmten Zutat begründet: "Joghurt XXX ist notwendig für das gesunde Wachstum und die Knochenentwicklung bei Kindern."
a)
ja;
b)
nein.
 

17. 
Für welche Materialien und Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind, ist eine gültige Konformitätserklärung vorgeschrieben?
a)
keramische Produkte;
b)
Glas;
c)
Papier und Pappe.
18.
Aufgabe:
Situation:
Gemäß EG-Verordnung 852/2004 sollten HACCP-Anforderungen die Grundsätze des Codex Alimentarius berücksichtigen. Sie sollten auch ausreichend Flexibilität ermöglichen, um in allen Situationen, auch von kleinen Betrieben, anwendbar zu sein.  Es ist insbesondere notwendig anzuerkennen, dass in bestimmten Lebensmittelunternehmen keine kritischen Kontrollpunkte bestimmt werden können, und dass in einigen Fällen die gute Hygienepraxis die Überwachung kritischer Kontrollpunkte ersetzen kann. 
 

Aufgabe:
1. Welche Herangehensweise sollte gewählt werden bei den verschiedenen Unternehmen in untenstehender Tabelle?  Markieren sie Ihre Wahl mit einem  "x" im entsprechenden Feld und begründen Sie!
 

2. Welche Risiken, die bei den in der Tabelle aufgeführten Tätigkeiten auftreten können, beachten Sie als Vertreter der amtlichen Lebensmittelkontrolldienste besonders? Wie sollte der Unternehmer diesen Risiken begegnen?
	Art der Einrichtung
	Risikobewertung

 

	
	GHP / GMP
	GHP / GMP + Risikoanalyse
	HACCP

	Tankstelle – verkauft nur verpackte Waren
	
	 
	 

	Zuckerwatte-Verkäufer auf der Straße
	
	 
	 

	Kleines Familienrestaurant
	
	 
	 

	Schnellrestaurant einer großen Kette

         gegrillte und fritierte Gerichte
         Eis aus einer Eismaschine
	
	 
	 

	Kleine örtliche Schlachterei
	
	 
	 

	Kleine Fischräucherei mit Direktverkauf bis zu 50 kg pro Tag, 1-2 Angestellte
	
	 
	 

	Metzger
	
	 
	 

	Hersteller von Erdbeermarmelade
	
	 
	 


19. Aufgabe:
Situation:
Diese photographische Dokumentation wurde bei der Kontrolle einer Produktionsstätte (Bäckerei/Hersteller gefüllter Teigtaschen) aufgenommen.
Aufgabe: 
Beschreiben Sie für jedes der folgenden Bilder:
1. die vorhandenen Mängel;
2. die nicht eingehaltenen Verordnungen;
3. die notwendigen Maßnahmen.
Der Tisch im Produktionsraum
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Kühlgerät
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Wände und Decke im Lagerraum
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Lagerung von Brot im Lagerraum mit Fertigprodukten
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Produktionsausstattung
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Geflügelzerteilungsort. Kühlraum -18°C.
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